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Die deutsche Politik und das Flüchtlingsproblem:

Ein Spiel mit dem Feuer 
Als Anfang September Bundeskanzlerin Merkel ebenso aufsehenerregend wie plötzlich für die vielen 
Tausenden unter unwürdigen Bedingungen im und um den Budapester Hauptbahnhof campierenden 
Flüchtlinge die Tore ins Gelobte Deutschland weit öffnete (und seither mehr oder weniger offen ließ), 
als sie die Öffnung der Grenzen für syrische Flüchtlinge mit für ihre Verhältnisse geradezu emotio-
nalen Worten gegen die aufkeimende Kritik aus den eigenen Reihen verteidigte und trotz der immer 
offeneren Proteste seitens der förmlich überrannten Kommunen feststellte, dass es keine Obergrenze 
für politische Flüchtlinge gebe, da fragte sich alle Welt, warum sich Merkel, die bisher bekannt dafür 
war, dass sie „vom Ende aus denkt“, sprich: alle Konsequenzen gründlich miteinander abwägt, ehe sie 
handelt, auf dieses „Abenteuer“ eingelassen hat.
Denn es ist in der Tat eine Rechnung mit 
etlichen Unbekannten, die der Großen Koa-
lition präsentiert wird. So stellt sich ihr die 
Frage, wie man diesen Flüchtlingsstrom 
stoppen kann; war bis vor kurzem noch 
die Rede von 800.000 Flüchtlingen, die in 
diesem Jahr nach Deutschland kommen, 
so kursieren mittlerweile Prognosen in der 
Öffentlichkeit, die von mindestens andert-
halb Millionen ausgehen. Auch scheint sich 
Merkel, was ungewöhnlich wäre, hinsicht-
lich der Wirkung, die die Politik des ausge-
streckten Arms auf die einheimische Bevöl-
kerung ausübt, verkalkuliert zu haben; zum 
ersten Mal seit einer gefühlten Ewigkeit ist 
sie laut Umfragen in der Gunst des Wählers 
gefallen, ja gar von einem Sozialdemokra-
ten (Außenminister Steinmeier) überholt 
worden. Und der Eindämmung des Rechts-
populismus hat sie einen Bärendienst erwie-
sen; der nicht endende Strom von vorwie-
gend muslimischen Flüchtlingen ist Wasser 
auf den Mühlen der AfD, die in Umfragen 
zumindest in Thüringen mit der drittstärks-
ten Partei, der SPD, gleichgezogen hat.
Warum also hat sich die Regierungskoalition 

unter Führung von Merkel und Gabriel auf 
dieses riskante Spiel eingelassen? Geschah 
dies, um nach dem Merkel-Bashing im 
Zusammenhang mit der Griechenland-Krise 
das eigene Image aufzupolieren oder gar 
aus reiner Gefühlsduselei? Mag sein, dass 
Merkels Rührung auf ihrem letzten „Town-
hall-Meeting“ angesichts des Schicksals jenes 
von der Abschiebung bedrohten palästinensi-
schen Mädchens und Gabriels Gefühlswallun-
gen angesichts des nicht minder grausamen 
Schicksals der syrischen Familie in dem von 
ihm besuchten Flüchtlingslager in Jordanien 
echt waren; auch bürgerliche Politiker sollen 
bekanntlich ja ein Gefühlsleben haben. Doch 
ausschlaggebend für diese Politik der offe-
nen Tür waren nach unserem Dafürhalten 
andere, weitaus profanere Gründe. Es sind 
Motive, die nicht so altruistisch und selbstlos 
sind wie der Einsatz der vielen ehrenamtli-
chen Helfer aus der Bevölkerung, ohne die 
das Chaos, was sich bereits heute in den 
Anlaufstellen für die Asylsuchenden abspielt, 
noch ungleich größer wäre. Es sind Beweg-
gründe, deren Relevanz die Risiken und 
Nebenwirkungen einer solchen Politik  weit 

übersteigt. Gehen wir die Ziele, die die „Poli-
tik der offenen Grenzen“ insgeheim verfolgt, 
im Einzelnen durch.

Die ökonomischen Vorteile

Schon seit Jahren geistert das Wort von 
der „Demografiefalle“ durch die Medien. 
Laut dem Statistischen Bundesamt droht 
der Bundesrepublik eine Überalterung und 
Schrumpfung der einheimischen Bevölke-
rung, die bis zum Jahr 2050 um sieben Milli-
onen auf dann rund 75 Millionen abnehmen 
soll. Schon seit der Wiedervereinigung 1989 
hat die gesamtdeutsche Bevölkerung  um 
drei Millionen abgenommen, insbesondere 
durch den dramatischen Einbruch in den 
Geburtenraten Ostdeutschlands. Die deut-
sche Bourgeoisie ist sich, das zeigt die zahl-
reiche einschlägige Literatur in den letzten 
Jahren, im Klaren: Geht dieser Prozess unge-
bremst weiter, dann führt dies langfristig auf 
ökonomischer, militärischer und politischer 
Ebene zu einem erheblichen Bedeutungsver-
lust des deutschen Kapitalismus. 

Bereits heute erweist sich der Mangel 

an gut ausgebildeten Arbeitskräften als 
Hemmschuh der ansonsten starken Kon-
junktur der deutschen Wirtschaft. In rund 
einem Sechstel aller Berufsgruppen gibt 
es einen Fachkräftemangel, der zum Teil 
solch gravierende Züge angenommen hat, 
dass er die Wettbewerbsfähigkeit etlicher 
Unternehmen beeinträchtigt, glaubt man 
den Stimmen von Personalmanagern. Nach 
einer Studie der Prognos AG („Arbeitsland-
schaft 2030“) „fehlen (…) 2015 gut eine 
Million Fachkräfte mit Hochschulabschluss 
– 180.000 mehr als die Ökonomen vor dem 
Einbruch für das gleiche Jahr erwarteten. 
Für Beschäftigte mit Berufsausbildung wird 
die Lücke nach wie vor auf 1,3 Millionen 
geschätzt. Und selbst von den Arbeitskräf-
ten ohne Berufsausbildung werden den 
Unternehmen 2015 rund 550.000 fehlen.“ 
(HANDELSBLATT, 9.10.15) In Ostdeutsch-
land hat der Facharbeitermangel bereits 
einen verhängnisvollen Kreislauf eingeläu-
tet: Die Abwanderung junger Arbeitskräfte 
nach Westdeutschland, deren Quote nach 
wie vor höher als die der Zuwanderer ist, 
bewirkt die Schließung mittelständischer 
Unternehmen, was wiederum den Abwan-
derungsprozess beschleunigt. 

In dieser Situation erweist sich der 
Zustrom der vielen Kriegsflüchtlinge in den 
letzten Wochen als ein wahrer Segen für die 
deutsche Wirtschaft. Und Letztere zeigt sich 
überaus dankbar dafür: Die Telekom bietet 
ihre Hilfe bei der Unterbringung und Ver-
sorgung von Flüchtlingen und den verant-
wortlichen Behörden gegenüber personelle 
Unterstützung an, Audi spendete eine Mil-
lion Euro für Flüchtlingsinitiativen, Daimler 
und Porsche wollen Ausbildungsplätze für 
junge Flücht-

2015 – Streiks in Deutschland
Geschwächte Arbeiterklasse, aber mit 
bedeutenden Fragen für die Zukunft
 
In diesem Frühjahr und Sommer 2015 hat es in Deutschland eine Reihe von Streiks gegeben – so ge-
häuft, dass sogar von einer „Streikwelle“(1) die Rede war. Lokführer, Kita-, Krankenhaus-, Telecom 
und Postangestellte, Lehrer_innen, Arbeiter_innen bei Amazon und der Geldtransportfirma Prosecur 
traten in den Ausstand. Wir möchten in diesem Artikel die aktuelle Lage des Klassenkampfes ein-
schätzen. – Welches Kräfteverhältnis zeichnet sich ab zwischen den beiden Hauptklassen der Gesell-
schaft – zwischen Bourgeoisie und Proletariat? – Und welche untergründigen Fragen sind gestellt?

Kämpfe, Forderungen, Resultate
 
Monatelang folgte ein Streik dem anderen. 
Es ging dabei nicht bloß um ein paar Pro-
zent mehr Lohn, sondern ausdrücklich um 
mehr Gerechtigkeit. Widerstand formiert 
sich gegen die wachsende Ungleichheit der 
Löhne. Die grundlegende Frage ist gestellt: 
Wird die Arbeit in Deutschland gerecht 
entlohnt?Die Streiks waren für die Bevöl-

kerung in Deutschland ein Thema. Einer-
seits weil zu einem großen Teil Arbeitsbe-
reiche stillstanden, die in der Gesellschaft 
unmittelbar mit uns in Kontakt stehen, 
wie Kindertagesstätten, Bahn, Post und 
Spital. Andererseits aber auch durch die 
öffentliche Berichterstattung; die bürgerli-
chen Medien gaben sich keine Mühe, die 
Kämpfe totzuschweigen, sondern berich-
teten im eigenen Interesse und mit ihren 

besonderen  Botschaften über sie. 
Doch schauen wir uns zunächst die kon-

kreten Ereignisse an. In letzter Zeit standen 
insbesondere die folgenden Arbeitskämpfe 
im Rampenlicht.
– Lokführer: Die Spartengewerkschaft GDL 
(Gewerk-schaft Deutscher Lokomotivfüh-
rer) beginnt am 1. September 2014 den ers-
ten Warnstreik, weitere 8 teilweise mehr-
tägige Streiks folgen im Herbst 2014 und 

in den Monaten April-Mai 2015. Einerseits 
geht es um Forderungen für höheren Lohn 
und weniger Stress bei der Arbeit, ande-
rerseits um die Anerkennung der GDL als 
Verhandlungspartnerin für Tarifverträge. 
Dank einem hohen Organisationsgrad der 
Lokführer (75%) ist die Beteiligung stark. 
Der Streik wird von den GDL-Mitgliedern 
entschlossen bis verbissen geführt, weitet 
sich aber nicht auf andere Bahnarbeiter_
innen aus, die z.B. in der EVG (Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft) organisiert 
sind. Es kommt zwar zu zahlreichen Zugs-
ausfällen insbesondere im Mai 2015, aber 
die Ersatzfahrpläne funktionieren zuverläs-
sig. Am 21. Mai 2015 verkündet die GDL-
Spitze, dass 
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mit der 
DB ein Schlichtungsverfahren vereinbart 
worden sei und bricht den Streik ab. Der 
Anfang Juli 2015 akzeptierte Schlichter-
spruch sieht unter anderem die Anerken-
nung der Autonomie der GDL gegenüber 
anderen Gewerkschaften und eine Lohner-
höhung von insgesamt 5.1% in zwei Etap-
pen bis Mai 2016 vor. Überstunden sollen 
abgebaut und zusätzliches Personal ange-
stellt werden. Gleichzeitig einigen sich GDL 
und DB auf künftige Schlichtungsverfahren 
im Konfliktfall, die faktisch bis 2020 legale 
Streiks ausschließen.  
– Kita: Am 8. Mai 2015 beginnt Verdi ei-
nen landesweiten Streik bei den Kinderta-
gesstätten, der 4 Wochen dauerte, bis ein 
Schlichtungsverfahren eingeleitet wird. 
Verdi will höhere Löhne und eine Aufwer-
tung der Berufe in der Erziehungsbranche. 
Die Schlichtung sieht eine durchschnittli-
che Lohnerhöhung von 3.3% vor, dabei gibt 
es aber je nach Beruf große Unterschiede. 
Berufserfahrene Erzieher_innen und Leiter_
innen kleiner Einrichtungen erhalten nach 
dem Vorschlag am meisten. Schulsozialar-
beiter_innen gar nichts. Für 80% der Strei-
kenden sei nichts herausgekommen, zitiert 
die TAZ eine Betroffene. Da die Unzufrie-
denheit mit dem Resultat so weit verbreitet 
ist, führt Verdi eine Mitgliederbefragung 
durch, die im August 2015 mit einer Ableh-
nung des Schlichterspruchs endet. Fortset-
zung folgt.
– Post: Anfang Juni 2015 kündigt Verdi 
einen unbefristeten Streik bei der Post an. 
Die Gewerkschaft fordert Lohnerhöhungen, 
und dass die Anfang 2015 gebildeten 49 
regionalen Gesellschaften für die Paket-
zustellung wieder aufgelöst werden. Mit 
den ausgelagerten, regionalen Paketzustel-
lungs-Gesellschaften werden die betroffe-
nen 6.000 Angestellten nach lokalen Tarif-
verträgen der Logistikbranche, d.h. etwa 
20% schlechter bezahlt. Nach vierwöchi-
gem Streik gibt es einen Einigung zwischen 
der Deutschen Post und Verdi: eine Einmal-
zahlung von €400 und Lohnerhöhungen 
von 2% im 2016 und von 1.7% im 2017; die 
ausgelagerte Paketzustellung bleibt. 
– Charité: in der zweiten Juni-Hälfte 2015 
treten Teile der Belegschaft des berühmten 
Berliner Krankenhauses, v.a. Pfleger_innen, 
in den Streik, der 11 Tage dauert. Sie for-
dern, dass mehr Personal angestellt wird, 
damit die Angestellten mehr Zeit für die 
einzelnen Patient_innen haben. Patient_in-
nen solidarisieren sich mit den Anliegen 
des kämpfenden Personals. Der Streik en-
det mit einer Vereinbarung zwischen der 
Charité-Leitung und der Gewerkschaft 
Verdi über die Verringerung der Arbeits-
belastung und die Einstellung zusätzlicher 
Arbeitskräfte.

– Amazon: Zwei Tage lang streiken ca. 
400-450 Angestellte von Amazon im hes-
sischen Bad Hersfeld. Verdi organisiert den 
Streik. Die Beschäftigten der riesigen Ver-
sandlager des Internet-Händlers werden 
nach dem Tarifvertrag der Logistikbranche 
entlohnt; Verdi fordert die Unterstellung 
unter den Tarifvertrag des Einzel- und Ver-
sandhandels, welcher höhere Löhne vor-
sieht. Amazon beschäftigt in Deutschland 
etwa 10.000 Angestellte. Verdi versucht seit 
Jahren in mehreren deregulierten Berei-
chen mit solchen Auseinandersetzungen 
den Organisierungsgrad zu erhöhen. Ama-
zon will aber mit Verdi nicht in Verhand-
lungen treten. Die Gewerkschaft verspricht 
weitere Aktionen an anderen Standorten, 
z.B. Pforzheim. 

– Prosegur: Der mehrere Wochen dau-
ernde Streik der Geldtransporteure der 
Potsdamer Niederlassung von Prosegur 
führt im Mai 2015 in Berlin und Branden-
burg zu leeren Geldautomaten. Verdi for-
dert eine Lohnerhöhung von einem Euro 
pro Stunde und mehr Sicherheit für die 
Angestellten bei Raubüberfällen. Die Firma 
sperrt vorübergehend 150 Streikende aus. 
Anfang Juni setzt Verdi den Streik aus. 
Es kommt zu neuen Tarifverhandlungen, 
dabei schaut eine Lohnerhöhung in der 

Form einer Erfolgsbeteiligung heraus.

Eine Zwischenbilanz

Wie sind diese Streiks einzuschätzen? – Es 
gibt einige Gemeinsamkeiten, die teils auf-
fällig sind oder aber schlicht wegen ihrer 
zentralen Bedeutung erwähnt werden müs-
sen:
a) Die meisten der Streikenden waren 
diesmal nicht klassische Industriearbei-
ter_innen, sondern vorwiegend Proleta-
rier_innen, die Dienstleistungen erbringen. 
Diese Teile der Arbeiterklasse sind im All-
gemeinen weniger kampferfahren (wenn 
auch mit Ausnahmen: Post).
b) Die Kämpfe entwickelten sich im stren-
gen Korsett der gewerkschaftlichen Kont-
rolle. Die Fragen eines spontanen Streiks, 
der Selbstorganisation, der Ausweitung der 
Kämpfe haben sich anscheinend nirgends 
gestellt.
c) Im Gegensatz zu zahlreichen Streiks der 
letzten 15 Jahre gegen Betriebsschließun-
gen, die meist mit trostlosen Niederlagen 
endeten, gab es diesmal meist Zugeständ-
nisse: kleine Lohnerhöhungen, das Verspre-
chen, dass mehr Personal angestellt werde, 
und andere, vor allem gewerkschaftliche 
Anliegen.
d) Die bürgerlichen Medien insbesondere 
in Deutschland haben den Streiks Beach-
tung geschenkt und mehrheitlich Ver-
ständnis für die Anliegen der Streikenden 
zur Schau getragen.

Die Botschaft, die vermittelt wird, ist die, 
welche Wolfgang Schäuble schon 2012 im 
Zusammenhang mit Lohnkämpfen in den 
alten Industrien (Metall-, Elektro- und Che-
miebranchen) zur Freude der Gewerkschaf-
ten IGM und IG BCE verkündete: „Es ist in 
Ordnung, wenn bei uns die Löhne aktuell 
stärker steigen als in allen anderen EU-Län-
dern.“ Deutschland habe seine Hausaufga-
ben gemacht und könne sich höhere Tarif-
abschlüsse besser leisten als andere Staaten. 
„Wir haben viele Jahre der Reformen hinter 
uns“, sagte Schäuble in einem Interview der 
Zeitschrift Focus.

Mit anderen Worten lautet die Message: 
„Den Gürtel enger zu schnallen, lohnt 
sich – nach ein paar mageren Jahren gibt 
es eine Belohnung. Die anderen EU-Staa-
ten sollen auch diesen Weg gehen, den 
Deutschland schon gegangen ist.“

In der Tat war es ja die rot-grüne Spar-
politik in den Nullerjahren, welche den 
Standort Deutschland nach den Wünschen 
des Kapitals trimmte. Nur eine linke Regie-
rung war in der Lage, eine Agenda 2010 
und Hartz IV ohne starken Widerstand der 
Arbeiterklasse umzusetzen. Die mit die-
sen Maßnahmen eingeleitete Umstruktu-
rierung führte dazu, dass in Deutschland 
im Durchschnitt die Lohnkosten sanken, 
die Lohnarbeit prekärer und flexibler, die 
Produktion in Deutschland wieder richtig 
profitabel wurde. Deutschlands Wirtschaft, 
namentlich die Industrie, eroberte sich 
auf dem Weltmarkt einen Spitzenplatz – ja 
wurde Exportweltmeister trotz ernsthafter 
Gegner wie China oder USA. Im EU-Bin-
nenmarkt ohne Zollschranken, v.a. im 
Euroraum, war das deutsche Kapital kaum 
aufzuhalten, es machte sich breit, eroberte 
für sich neue Märkte und beschäftigte im 
Inland mehr Arbeitskräfte, wenn auch zu 
schlechteren Bedingungen. Die Arbeits-
losigkeit ging zurück. Die Ungleichheit 
der Arbeitsverhältnisse und der Löhne ist 
gewachsen.(2) Viele Großbetriebe lagern 
ihre Produktion aus, verschwinden oder 
verkleinern sich. Kurz: In den letzten 10-15 
Jahren hat sich die deutsche Wirtschaft, 
das Kapital, neue effizientere Strukturen 
gegeben; die Arbeiter_innen werden im 
Durchschnitt mehr ausgebeutet, leben aber 
in sehr verschiedenen Umständen und füh-
len sich oft gar nicht als Teil einer Klasse.

Eine erste Zwischenbilanz muss deshalb 
trotz kleiner Streikerfolge nüchtern ausfal-
len: Es hat zwar eine Häufung von Streiks 
in Deutschland gegeben, aber anscheinend 

haben sie sich in den Bahnen bewegt, wel-
che die herrschende Klasse in diesem Land 
– von Bsirske (Verdi-Chef) bis zu Schäuble 
– vorgesehen haben. Dabei hat die Bour-
geoisie natürlich keine Hemmungen, die 
nationale Karte zu spielen und so zu tun, 
als ob Arbeiter und Kapital im gleichen 
Boot säßen. Sie klopft dem deutschen Ar-
beiter auf die Schulter und billigt ihm eine 
Lohnaufbesserung zu, während die angeb-
lich faulen Südländer in der EU zuerst ihre 
Hausaufgaben erledigen sollen. Die deut-
schen Arbeiter werden so zu Komplizen ge-
macht und in einen Gegensatz gestellt zu 
beispielsweise den griechischen Arbeitern 
– denen ja umgekehrt dasselbe nationalis-
tische Gift in die tägliche Suppe gemischt 
wird: die deutschen Arbeiter würden von 
der griechischen Misere profitieren.

Tiefer liegende Fragen

Wir meinen aber, unter dieser scheinbar 
desolaten Oberfläche einige Keime von 
Fragestellungen zu entdecken, die in der 
Zukunft für die Entwicklung neuer Kämpfe 
und Perspektiven wichtig werden können.
Auch wenn die Schwierigkeiten der Klas-
se, sich gegen die Angriffe der letzten Jah-
re zur Wehr zu setzen, handgreiflich sind, 
so sind die Kämpfe als Zeichen einer im-
mer noch vorhandenen Kampfbereitschaft 
zu werten. Die Streiks waren zwar weder 
grandios noch außerhalb gewerkschaftli-
cher Kontrolle, aber sie haben einen nicht 
erloschenen Kampfgeist gezeigt, und zwar 
gerade in Bereichen der Lohnarbeit, wo bis 
jetzt eher selten gestreikt worden ist.

Auf diesem Hintergrund möchten wir 
auf einige Anliegen eingehen, die in den 
Kämpfen zur Sprache gekommen sind und 
die wichtig werden können für die Perspek-
tive. Sie sind Boten, die eine unterirdische 
Bewusstseinsentwicklung ankündigen.

Solidarität

Der Krankhausstreik in der Charité rich-
tete sich gegen den Stress der Pfleger_in-
nen, unter dem nicht nur die Angestellten, 
sondern auch die Kranken, die gepflegt 
werden müssen, leiden. Nicht erstaunlich 
ist es deshalb, dass sich Patient_innen und 
Angehörige mit dem Streik und seinen Zie-
len solidarisiert haben. Die Solidarität mit 
anderen Teilen der Klasse ist elementar, 
wenn sich Kämpfe in Zukunft entwickeln 
und ausbreiten sollen. Mit der Solidarisie-
rung werden weitere Teile des Proletariats 
in einen Kampf einbezogen, der Druck 
steigt. Ob der Streik bei der Charité aus 
diesem Grund so rasch zu Zugeständnissen 
geführt hat, möchten wir offen lassen. Es 
geht uns hier nicht in erster Linie um die 
taktische Frage, wie effizient ein Anliegen 
durchgesetzt werden kann, als vielmehr 
um die langfristige Notwendigkeit, dass 
breite Teile der Klasse zu Kämpfen und 
Diskussionen zusammenkommen. Wenn 
unsere Klasse die Geschichte in die eige-
nen Hände nehmen will, wird sie nicht 
anders können, als sich auf gemeinsame 
Ziele zu einigen, über die Vereinzelung 
hinaus zusammen die Umwälzungen an-
zupacken. Die Solidarität zwischen den 
heute scheinbar isolierten Teilen der 
Klasse wird auf diesem Weg wachsen; so 
wie umgekehrt dieses wachsende Zusam-
mengehörigkeitsgefühl die Kämpfe be-
schleunigen kann. Die Solidarität ist zwar 
in den Kämpfen dieses Jahres nur selten 
ausdrücklich thematisiert worden – sie ist 
aber grundlegend für die Einheit der Klas-
se in Zukunft. In den letzten Monaten ha-
ben wir zudem den Eindruck gewonnen, 
dass die Bevölkerung, insbesondere die 
Arbeiter_innen, den Streiks mit Verständ-
nis und einer stillschweigenden Solidari-
tät begegnet sind. Die Zugausfälle und die 
verspätete Postzustellung waren zwar zu 
spüren, aber reklamiert wurde nur wenig 
– im Gegenteil haben wir immer wieder 
Sympathiebekundungen gehört.   
In einem anderen Kontext, aber gleichzei-
tig ist die Solidarität ja auch spürbar: beim 
Empfang der Flüchtlinge durch breite Teile 

der Bevölkerung in Deutschland und ande-
ren Ländern. Wir können an dieser Stelle 
nicht tiefer auf die aktuelle Ankunft von 
Zehntausenden Proletarier_innen eingehen, 
die dem Elend und der Gewalt im Nahen 
Osten und in Afrika entfliehen. Wenn wir 
aber von einer Solidarität sprechen, die 
in einzelnen Kämpfen von verschiedenen 
direkt oder indirekt Betroffenen gepflegt 
worden ist, so sollten wir diese Grundstim-
mung auch im Zusammenhang mit den 
Flüchtlingen begrüßen und in den gleichen 
Zusammenhang stellen. Das Proletariat hat 
kein Vaterland. Und: Vereinigt euch!  

Gerechtigkeit

Auch die oft gehörte Forderung nach Ge-
rechtigkeit, die wir schon eingangs er-
wähnt haben, hat mit der Einheit der Klasse 
zu tun. Der Unmut über die ständig zuneh-
mende Diskrepanz bei den Arbeitsbedin-
gungen, über die schreiende Ungleichheit 
= Ungerechtigkeit im Arbeitsalltag nimmt 
zu. Die Kampfbereitschaft der Streikenden 
gründete auf dieser Wut. Es ist in der Tat 
empörend zu sehen, wie ein großer Teil 
der gesellschaftlich notwendigen Arbeit zu 
immer miserableren Bedingungen geleistet 
werden muss. Mit der Agenda 2010 hat das 
deutsche Kapital ja auch nicht die gesamte 
Klasse frontal angegriffen, sondern rich-
tig dosiert jeweils Teile davon, nämlich in 
erster Linie die nicht Festangestellten, und 
zwar so, dass die Klasse aufgrund ihrer neu-
en Arbeitsbedingungen möglichst aufge-
spalten ist in Beschäftigte und Erwerbslose, 
Festangestellte und befristet Angestellte, 
Männer und Frauen, Alte und Junge, etc., 
wobei sogar im gleichen Betrieb krasse Un-
terschiede geschaffen wurden.

Auf diesem Hintergrund heißt Gerech-
tigkeit Widerstand gegen die neu geschaf-
fenen Ungleichheiten, gegen die Zerstücke-
lung der Belegschaft in einem Betrieb, wo 
für die gleiche Arbeit ganz verschiedene 
Arbeitsverträge existieren mit den unter-
schiedlichsten Löhnen und Kündigungsfris-
ten. Auch hier ist also das Kernanliegen die 
Einheit der Klasse, die nicht länger in mög-
lichst weit voneinander entfernte Atome 
gespalten werden soll.

Und der Aufschrei gegen die Ungerechtig-
keit in dieser kapitalistischen Welt ist eine 
wichtige Triebfeder für moralische Empö-
rung und damit für die Entwicklung einer 
kämpferischen Haltung. Wir kämpfen nicht 
für abstrakte Gleichheit, nicht für Gleich-
macherei, denn die Menschen sind ver-
schieden, vielfältig. Gerade die Vielfalt und 
die Kooperation der verschiedenen Talente 
machen uns zu Menschen, im Unterschied 
zu Robotern. Der alte kommunistische 
Grundsatz, ursprünglich von Saint-Simon 
formuliert, heißt: Jeder nach seinen Fähig-
keiten, jedem nach seinen Bedürfnissen. In 
diesem Sinn greifen wir sicher den Kampf 
gegen die Ungerechtigkeit auf, aber wir 
hüten uns davor, uns für die bürgerliche, 
abstrakte Gerechtigkeit, für die Gleichma-
cherei einspannen zu lassen.(3)

Allerdings offenbaren auch hier die 
Gewerkschaften ihren unwiderruflich bür-
gerlichen Charakter, da sie den Aufschrei 
gegen die zunehmende Ungerechtigkeit in 
ihre sterilen Tarifverträge kanalisieren. Bei 
der Post, den Kitas und bei Amazon haben 
die Gewerkschaften die Parole der „Gerech-
tigkeit“ eingesetzt: Es sei ungerecht, wenn 
die gleiche Arbeit unter verschiedenen 
Tarifverträgen stehe und ungleich bezahlt 
werde. Dabei landen wir aber wieder bei 
der abstrakten Gleichheit bestimmter 
Berufe in einer bestimmten Branche – und 
der konkreten, tarifvertraglich verbrieften 
Ungleichheit, die der Kapitalismus ständig 
verstärkt.

Gegen Stress

Ein drittes wiederkehrendes Thema in den 
verschiedenen Streiks war der Kampf gegen 
den Stress bei der Arbeit. Die Streiks der 
Charité-Angestellten und der Lokführern 
richteten sich insbesondere gegen die zu-
nehmende Be- ...Fortsetzung ggl. Seite
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lastung. Auch dabei stellen sich grundsätz-
liche Fragen des kapitalistischen Systems 
von Produktion und Verteilung. Obwohl die 
Produktivkräfte immer noch weiter entwi-
ckelt und ständig mehr in immer kürzerer 
Zeit produziert werden kann, arbeiten wir 
nicht weniger und nicht ruhiger. Das Ge-
genteil ist der Fall: Die Intensität der Ar-
beitsabläufe wächst. Diejenigen, die noch 
eine Erwerbsarbeit haben, müssen sich dem 
immer intensiver werdenden Rhythmus un-
terwerfen. Und wer keine Arbeit hat, muss 
wieder welche suchen, und zwar sofort und 
effizient. Nicht nur die Maschinen mit ih-
rer Kadenz stressen, sondern auch die Bü-
rokratie, der wir in jeder Lebenssituation 
ausgeliefert sind, der Verkehr im Beruf und 
in der Freizeit. Apropos: Auch die Freizeit 
MUSS effizient organisiert sein. Sei’s im Fit-
nessstudio oder beim Komasaufen. – Krank 
werden wir so oder anders. Burn-outs und 
Depressionen nehmen schon lange und 
nach wie vor zu.
Der Kampf gegen den Stress am Arbeits-

platz und im sonstigen Alltag konfrontiert 
uns deshalb mit den Fragen: In was für ei-
nem System leben wir? – Welche Bedingun-
gen müsste ein menschliches System erfül-
len? – Auch hier gibt es eine unterirdische 
Reifung im Bewusstsein über grundsätzli-
che Fragen.

Ausblick

Angesichts der aktuellen Lage können wir 
uns keine Illusionen über die Schwächen 
der Arbeiterklasse machen. Dabei soll-
ten wir aber die Anzeichen, die zu Hoff-
nung Anlass geben, nicht übersehen. Die 
Klasse ist nicht geschlagen, nicht völlig 
unterworfen unter die Gesetze der blind 
wütenden Kapitalakkumulation und Ver-
armung. Die Kampffähigkeit drückt sich 
in ‚untypischen‘ Formen und Fragen aus, 
in zaghaften Versuchen von neueren Tei-
len der Klasse, die sich  nicht als Teil der 
Klasse verstehen, Gegenwehr zu leisten. 
Wir haben ähnliche Erscheinungen der 
Bewusstseinsreifung auch schon in den 

Bewegungen 2011/2012 gesehen: das 
Bedürfnis zusammen zu kommen, die 
Einheit auf Plätzen und Straßen zum Aus-
druck zu bringen, sich über die Grenzen 
der Nationalstaaten solidarisch aufeinan-
der zu beziehen.

Die Hauptschwierigkeiten kön-
nen wir so zusammenfassen:
a) Fehlende Klassenidentität: vordergrün-
dig das fehlende Bewusstsein, zu einer 
und derselben Klasse von Ausgebeuteten 
und Besitzlosen zu gehören; grundsätzli-
cher die noch nicht vorhandene Perspek-
tive einer großen kulturellen Umwälzung 
zur Menschwerdung unserer Gattung, bei 
der wir – die Arbeiterklasse – das kreative 
Subjekt sind.
b) Die Spaltungen innerhalb der Arbeiter-
klasse: Die Arbeitsbedingungen im Kapi-
talismus gleichen sich nicht an, sondern 
werden je länger je differenzierter. Dies 
entspricht der immer komplizierteren Ar-
beitsteilung einerseits; aber auch den Herr-
schaftsbedürfnissen des Kapitals anderer-
seits. Nur wenn wir gespalten, statt vereint 

agieren, sind wir machtlos.  
c) Auf der ideologischen Ebene ist die Ar-
beiterklasse heute potentiell Geisel der na-
tionalen Bourgeoisie. Für den in Deutsch-
land arbeitenden Teil des Weltproletariats 
hat sich dies beispielsweise in diesem Som-
mer während den Verhandlungen um die 
griechischen Schulden gezeigt; auf diesem 
Terrain hat die Arbeiterklasse keine Stim-
me. Unter etwas anderen Vorzeichen stellt 
sich die Frage heute erneut angesichts der 
in Wien, München, Dortmund und Ham-
burg eintreffenden Flüchtlinge.

Josef, September 2015 
(1) So auch Wildcat Nr. 98, Som. 2015, S. 33

(2) Diese Tendenz wird in aktuelle Studien bestätigt, 
vgl. Süddeutsche Zeitung vom 26. August 2015: „Trotz 
eines neuen Beschäftigungsrekords ist die deutsche 
Mittelschicht in den vergangenen 20 Jahren deutlich 
geschrumpft. Nach einer Studie der Universität Duis-
burg-Essen ging der Anteil von Haushalten mit mittle-
ren Einkommen zwischen 1993 und 2013 von 56 auf 
48 Prozent zurück. Gleichzeitig stieg die Quote der 
schlechter Verdienenden.“
(3) Dass im Kapitalismus der Ruf nach gleichem Lohn 
ein „unerfüllbarer törichter Wunsch“ ist, hat Marx in 
Lohn, Preis und Profit (1865) aufgezeigt und so kom-
mentiert: „Nach gleicher oder gar gerechter Entlohnung 
auf Basis des Lohnsystems rufen, ist dasselbe, wie auf 
Basis des Systems der Sklaverei nach Freiheit zu rufen.“

linge schaffen, 
Bayer unterstützt Mitarbeiter-Initiativen für 
Flüchtlinge. Selbstredend, dass die „soziale 
Verantwortung“, derer sich die Unterneh-
men rühmen, in Wahrheit einem Eigennutz 
dient. Es geht schlicht darum, sich das Aus-
beutungspotenzial, das in den Flüchtlingen 
steckt, nutzbar zu machen. 

Insbesondere die syrischen Flüchtlinge 
stellen eine interessante Quelle von Human-
kapital dar, die die hiesigen Unternehmen 
so dringend benötigen. Erstens sind sie in 
der überwiegenden Mehrheit jung; sie könn-
ten mit dazu beitragen, die Altersstruktur 
in den Betrieben zu verjüngen und – ganz 
allgemein – den Altersdurchschnitt in der 
Gesellschaft zu senken. Zweitens sind syri-
sche Flüchtlinge deutlich besser ausgebildet 
als andere Flüchtlinge, wie Befragungen 
des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge (BAMF) ergaben. Mehr als ein Viertel 
von ihnen hat nach eigenen Angaben eine 
Hochschulausbildung und stellt eine beson-
ders lukrative Quelle von Arbeitskräften 
dar, deren Qualifikationen als Ingenieure, 
Techniker, Ärzte, Pflegepersonal u.ä. hier-
zulande so nachdrücklich (s.o.) gesucht 
werden. Die deutschen Unternehmen profi-
tieren gleich in zweifacher Hinsicht von die-
sen Flüchtlingen: Zum einen wird es ihnen 
ermöglicht, Lücken in ihrem Personal zu 
schließen; zum anderen zieht das deutsche 
Kapital aus einem Effekt Nutzen, der bereits 
in den 1970er Jahren unter dem Begriff 
„brain drain“ thematisiert worden war: das 
Absaugen hochqualifizierter Arbeitskräfte 
aus der sog. Dritten Welt und somit die 
Einsparung eines beträchtlichen Teils der 
Reproduktionskosten (d.h. Kosten für Erzie-
hung, Schule, Universität, etc.) zuungunsten 
der Heimatländer.

Kommen wir zum dritten Pluspunkt, der 
die syrischen  Flüchtlinge derart attraktiv 
macht für die deutsche Wirtschaft. Es ist die 
außerordentliche Motivation dieser Men-
schen, die Spitzenmanager wie den Daim-
ler-Vorstandsvorsitzenden Dieter Zetsche so 
fasziniert. Die Mentalität dieser Menschen, 
die jahrelang dem Terror von Assads Fass-
bomben und dem Schrecken des IS hilflos 
ausgesetzt waren, die bis auf ihr nacktes 
Leben alles verloren haben und selbst auf 
ihrer Flucht nach Europa fürchterlichen 
Erfahrungen ausgesetzt waren, macht sie zu 
dankbaren Opfern des kapitalistischen Aus-
beutungssystems. Der Hölle entkommen, 
sind sie bereit, für wenig Geld zu schuften, 
im Bewusstsein, dass es nur aufwärts gehen 
kann. Es ist dieselbe Mentalität, mit der vor 
70 Jahren die „Trümmerfrauen“, statt sich 
ihrem Schicksal zu fügen und die Hände 
in den Schoß zu legen, mit bloßen Händen 
die verwüsteten Städte in Deutschland von 
ihren Trümmern befreiten und so einen ent-
scheidenden Anteil an Wiederaufbau und 

„Wirtschaftswunder“ hatten, wie gerne von 
den Nationalökonomen übersehen wird.

 Diese unglaubliche Energie und Initi-
ative, die auch die syrischen Flüchtlinge 
bewiesen haben, bietet vom Standpunkt der 
deutschen Bourgeoisie eine gewinnverspre-
chende Quelle des Humankapitals. Ähnlich 
wie die sog. Gastarbeiter in den 1960er und 
1970er Jahren drohen sie zudem auf kurze 
Sicht zur Verfügungsmasse des Kapitals zu 
werden, um auch in Zukunft den Druck auf 
die Löhne und Gehälter hochzuhalten oder 
gar zu steigern.

Die imperialistische Rendite

Die syrischen Flüchtlinge sind aber auch 
Manövriermasse für den deutschen Imperi-
alismus, wie sich in den vergangenen Tagen 
und Wochen im Zusammenhang mit der 
Zuspitzung des Bürgerkriegs herausgestellt 
hat. Dies gleich in mehrfacher Hinsicht. So 
instrumentalisiert die Bundesregierung die 
Flüchtlingsfrage nicht nur auf moralischer 
Ebene, indem sie nicht nur die restlichen 
EU-Länder, sondern ausgerechnet auch das 
Einwanderungsland per se, die USA wegen 
deren zögerlicher Aufnahmebereitschaft an 
den Pranger stellt, sondern auch auf poli-
tischer Ebene. Wir haben in den letzten 
Tagen klare Anzeichen dafür gesehen, dass 
Deutschland seine Syrien-Politik neu aus-
richtet. Geschickt das Flüchtlingsdrama mit 
einer angeblichen Lösung des Syrien-Kon-
flikts verknüpfend, sind die Hauptrepräsen-
tanten der deutschen Außenpolitik (Stein-
meier, Genscher u.a.) dazu übergegangen, 
die Notwendigkeit zu betonen, Russland, 
den Iran und (vorübergehend) gar den 
Fassbomber Assad in den sog. Friedenspro-
zess für Syrien einzubinden. Mehr noch, 
Berlin ist sich mit dem Kreml darin einig, 
dass der Krieg in der Ostukraine zurückge-
fahren werden soll, damit sich alle Kräfte 
auf die Bewältigung der Situation in Syrien 
konzentrieren können. Nicht einmal die 
Tatsache, dass Putin mit der Stationierung 
zusätzlicher militärischer Kräfte im syri-
schen Latakia Nägeln mit Köpfe macht, hat 
die Bundesregierung sonderlich irritiert. 
Wirtschaftsminister Gabriel fordert gar 
ein Ende der Wirtschaftssanktionen gegen 
Russland, schließlich könne „man nicht auf 
der einen Seite Sanktionen dauerhaft auf-
rechterhalten und auf der anderen Seite 
darum bitten (…), zusammenzuarbeiten“.

Mit dieser Neuausrichtung begibt sich 
die deutsche Politik erstmals seit dem Irak-
Krieg wieder auf einen offenen Konfrontati-
onskurs gegen die USA. Diese hat in Gestalt 
des State Departments (Außenministerium) 
in den letzten Tagen ihren Tonfall gegen-
über Assad verschärft und zeigte sich zuletzt 
angesichts des diplomatischen Vorstoßes 
Putins auf der vergangenen UN-General-

versammlung alles andere als amüsiert. Ihr 
Verhältnis zum IS ist dagegen zumindest 
sehr ambivalent; ihre Rolle beim Durch-
bruch des IS zu einer Massenbewegung war 
äußerst dubios, und die Halbherzigkeit, mit 
der die USA ihm zu Leibe rückt, lässt viele 
Fragen hinsichtlich der wahren Absichten 
des US-Imperialismus gegenüber dieser Ter-
rororganisation offen. 

Der Kurswechsel in der deutschen Außen-
politik scheint zum Teil auch das Ergeb-
nis der Interventionen und des Drucks der 
deutschen Industrie zu sein. In ihren Reihen 
verschärft sich die Kritik an den Sanktio-
nen gegen Russland, zumal immer deutli-
cher wird, dass der Hauptgeschädigte die 
deutsche Wirtschaft ist, während US-ame-
rikanische Konzerne wie beispielsweise Bell 
und Boeing trotz der Sanktionen immer 
noch glänzende Geschäfte mit den Russen 
machen. Brach der Umsatz der deutschen 
Wirtschaft aus dem Russland-Geschäft 
um mehr als 30 Prozent ein, so wuchs der 
Handel zwischen den USA und Russland 
in demselben Zeitraum um sechs Prozent. 
Neben den ökonomischen  Gründen spre-
chen aber auch politische Argumente aus 
Sicht des deutschen Kapitalismus gegen die 
Aufrechterhaltung des Wirtschaftsembar-
gos gegen Russland. In Ermangelung eines 
militärischen Droh- und Einschüchterungs-
potenzials, wie es der US-Imperialismus 
besitzt, muss der deutsche Imperialismus 
auf andere Mittel zurückgreifen, um sei-
nen  Einfluss weltweit geltend zu machen. 
Eines davon ist seine Wirtschaftsmacht, 
seine industrielle Potenz, auf deren Grund-
lage der Ausbau von Handelsbeziehungen 
durch die deutsche Politik forciert wird. 
(Ein Aspekt, der die Verquickung von Poli-
tik und Business, die politische Instrumenta-
lisierung von Wirtschaftsprojekten aufzeigt, 
ist der Umstand, dass, wenn der Kanzler/
die Kanzlerin zu offiziellen Staatsbesuchen 
in Ländern wie China, Indien, Brasilien, 
Russland, etc. unterwegs ist, sich in seinem/
ihrem Schlepptau stets die Spitzenmanager 
deutscher Großkonzerne, aber auch Vertre-
ter mittelständischer Maschinenbauer befin-
den.) In diesem Sinn bringt die Sanktions-
politik die deutsche Bourgeoisie um mehr 
als ein paar Aufträge, sie läuft auch ihren 
imperialistischen Interessen zuwider.

Als weiteres Mittel zur Kompensation 
seiner militärischen  Schwäche sind – und 
da schließt sich der Kreis – die Massen der 
von Deutschland aufgenommenen syrischen 
Flüchtlinge zu betrachten. Man sollte in die-
sem Zusammenhang nicht die langfristige 
politische Wirkung unterschätzen, die eine 
zutiefst menschliche Regung wie die Dank-
barkeit auf die Beziehung zwischen gan-
zen Ländern haben kann. Die offenkundige 
Sympathie der von der Hilfsbereitschaft gro-
ßer Teile der einheimischen Bevölkerung 
tief beeindruckten Flüchtlinge ist ein Pfund, 
mit dem die deutsche Bourgeoisie wuchern 

kann. Aus der Dankesschuld, die viele die-
ser gestrandeten Menschen für Deutschland 
empfinden, könnte langfristig ein Türöffner 
für die Interessen des deutschen Imperialis-
mus im Nahen und Mittleren Osten werden, 
könnten pro-deutsche Fraktionen entwach-
sen, die in ihren Heimatländern zugunsten 
deutscher Interessen antichambrieren kön-
nen. 

Der ideologische Nutzen

Was sofort ins Auge sticht, ist der Kostüm-
wechsel des deutschen Nationalismus. Bis 
vor kurzem, in der Griechenland-Krise, 
im Ausland noch als „IV. Reich“ tituliert, 
dessen Repräsentanten gerne mit Nazi-Em-
blemen geschmückt und als hartherzig, ja 
gnadenlos dargestellt wurden, sonnen sich 
Deutschland und seine Epigonen derzeit in 
ihrem frisch erworbenen Ruhm als Retter 
der Verdammten dieser Erde. Die Deut-
schen gelten weltweit als „die Guten“. Nie 
seit ihrer Gründung war der Ruf der Bun-
desrepublik so gut wie heute. Neben der 
Außenwirkung soll dieses Facelifting auch 
nach innen abstrahlen, und zwar in Gestalt 
des Demokratismus. Der deutsche Staat 
geriert sich derzeit  als Ausbund an Bür-
gernähe, Weltoffenheit und Toleranz und 
treibt damit einen für die Arbeiterklasse 
verhängnisvollen Prozess an – die Auflö-
sung der sozialen Klassen in der nationalen 
Einheit. Und Bundeskanzlerin Merkel, die 
kühle Physikerin,  findet offenbar zuneh-
mend Gefallen an ihrer neuen Rolle der 
Heiligen Johanna  der Asylsuchenden. Wie 
sagte sie noch? „Wenn wir jetzt anfangen, 
uns noch entschuldigen zu müssen dafür, 
dass wir in Notsituationen ein freundliches 
Gesicht zeigen, dann ist dies nicht mein 
Land“. 

Treffender kann man es nicht sagen. In 
der Tat geht es lediglich darum, ein net-
tes Gesicht zu machen; hinter der freund-
lichen Miene wird munter weiter gehetzt 
und gespalten. So findet parallel zur „Will-
kommenskultur“ eine zynische Spaltung 
zwischen Kriegsflüchtlingen und „Schein-
asylanten“,  eine gnadenlose Aussonderung 
der sog. Wirtschaftsflüchtlinge, zumeist 
junge Leute aus dem Balkan ohne jegliche 
Perspektive außer der Verelendung, statt. 
Flugs haben sich Bund und Länder darauf 
verständigt, den Kosovo, Serbien und Mon-
tenegro wider besseres Wissen zu sicheren 
Herkunftsstaaten zu erklären, womit jeg-
licher Asylgrund für Menschen aus dieser 
Region entfällt. Doch auch die „echten“ 
Asylsuchenden sind nicht sakrosankt vor 
den Giftspritzen aus Politik und Medien, 
wie die Attacken von Bundesinnenminister 
de Maizière gegen renitente Flüchtlinge zei-
gen.

Darüber hinaus werden bestimmte 
Medien, trotz aller Durchhalte-Rhetorik 
seitens der 
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Eine neue Front der Türkei und der NATO – 
Die Verschärfung des imperialistischen Chaos im Nahen Osten
Nach vier Jahren des Krieges in Syrien und rund ein Jahr nach 
der Errichtung des „Kalifats“ des Islamischen Staates erleben wir 
eine neue Wendung angesichts einer Türkei, die, voll und ganz von 
den NATO-Kräften gestützt, in den Krieg tritt, indem sie ihre frü-
heren dschihadistischen Verbündeten entsorgt und das Feuer auf 
ihre kurdischen „Friedenspartner“  richtet. Bis jetzt war die Türkei 
gegenüber den dschihadistischen Kräften zumindest äußerst tole-
rant gewesen; sie gestattete ihnen, ihre Grenzen zu überqueren, um 
den gemeinsamen Feind, das Assad-Regime in Syrien, zu bekämp-
fen. Führer des IS sind dabei gesichtet worden, wie sie offen in der 
Nähe türkischer Städte und Zufluchtsorte herumstolzierten. Seine 
verletzten Kämpfer haben Krankenhausbehandlung erhalten und 
sind anschließend zu den Schlachtfeldern zurückgeschickt worden 
(so wie auch Israel mit al-Nusra verfährt)(1). Türkische Polizisten, 
die hochrangige IS-Mitglieder festgenommen hatten, sind selbst ins 
Gefängnis geworfen worden. Auch gab es schon vor Jahren glaub-
würdige Berichte, dass mit der Unterstützung des türkischen Ge-
heimdienstes MIT ganze Flugzeugladungen von Dschihadisten und 
schweren Waffen aus Libyen, die vom CIA beschafft worden waren, 
in der Türkei landeten und die Grenze nach Syrien überquerten, um 
Assads Truppen und seine Hisbollah-Vertreter zu bekämpfen. Auch 
wenn all dies nur selten an die Öffentlichkeit gelangt, gibt es keinen 
Zweifel, dass dies beträchtliche Spannungen in der NATO, deren 
Mitglied die Türkei ist, verursacht und die türkisch-amerikanischen 
Beziehungen schwer belastet hat, auch wenn US-Geheimdienste in 
der Unterstützung der Dschihadisten involviert waren. Es stellt sich 
eine Reihe von Fragen angesichts der neuen Front, die die Türkei 
aufgemacht hat: warum jetzt diese Wendung durch die Türkei? 
Was bedeutet dies für den türkisch-kurdischen „Friedensprozess“ 
und seinen zweijährigen „Waffenstillstand“? Gibt es irgendwelche 
Elemente unter den Kräften des kurdischen Nationalismus, die die 
Interessen der Arbeiterklasse in irgendeiner Weise vertreten? Wird 
diese Wendung zu irgendeiner Art von Halt oder Abbremsung des 
Abstiegs der ganzen Region in die Instabilität und den Krieg führen?

Die Türkei und die herrschen-
de AKP vertreten ihre eigenen 
und größeren imperialistischen 
Interessen

Am 20. Juli tötete ein Selbstmordattentäter 
in Suruç nahe der türkisch-syrischen Grenze 
32 junge Aktivisten und verletzte viele 
andere, die für oder in Verbindung mit einer 
linksextremistischen Gruppe, die Föderation 
der Sozialistischen Jugend, gearbeitet hat-
ten. Der Selbstmordattentäter, ein mit den 
Dschihadisten sympathisierender Kurde, 
wurde schnell vom MIT identifiziert, und es 
ist gut möglich, dass der türkische Geheim-
dienst selbst in dem Bombenanschlag verwi-
ckelt ist. Er hat eine entsprechende Erfolgs-
bilanz vorzuweisen (Reyhanli, 2013); und 
auch wenn nicht immer der, der vom Ver-
brechen profitiert, es auch begeht, so verhält 
es sich dennoch meistens genau so. Es gibt 
keinen Zweifel, dass, wer immer dahinter 
steckt, die herrschende AKP-Clique um Prä-
sident Recep Erdoǧan den Bombenanschlag 
genutzt hat, um ihre innere Stellung und 
die Verteidigung der türkischen imperialis-
tischen Interessen, so wie sie sie sieht, zu 
stärken. Erdoǧans AKP versucht wie jede 
andere nationalistische Bande, ihre eigenen 
Interessen innerhalb des Staates zu schützen; 
doch sie scheint dabei die Unterstützung des 
türkischen Militärs und der Geheimdienste 
zu genießen, beide immens wichtig für ihr 
Verbleiben an der Macht. Offensichtlich ist 
der IS kein verlässlicher Partner, doch die 
Gespräche zwischen dem türkischen Staat 
und der US-Administration über eine ernst-

hafte Konfrontation des expandierenden 
IS begannen bald nach den Wahlen in der 
Türkei im Juni, als die AKP schockiert zuse-
hen musste, wie sie allerorten ihre Mehrheit 
verlor und die kurdisch-freundliche Demo-
kratische Volkspartei (HDP), die 13 Prozent 
der Stimmen erhielt, aufkam. Die Anspan-
nungen in Erdoǧans Partei wie auch im tür-
kischen Militär wuchsen, als sie sahen, dass 
die kurdische Armee der YPG(2) (die „Volks-
schutz-Einheiten“, der militärische Arm der 
PYD(3) und der PKK in der byzantinischen 
Organisation der kurdischen nationalisti-
schen Kräften) als engster Verbündeter der 
USA bei ihren Angriffen gegen den IS han-
delt. Es ist wahrscheinlich eine Kombination 
dieser beiden Elemente, die hausgemachten 
Wahlprobleme der AKP und der Aufstieg der 
YPG sowie die Stärkung ihrer Stellungen 
entlang der türkisch-syrischen Grenze, die 
die türkischen Gemüter erhitzte und sie zu 
einem Einvernehmen mit den USA über die 
Verfügbarkeit der Luftwaffen-Basen, beson-
ders die Luftwaffen-Basis in Incirlik, für 
US-Jagdbomber und bewaffnete Drohnen 
drängte, um ihre Bombardierungen gegen 
den IS in Syrien fortzusetzen.

In den Tagen nach dem Bombenanschlag 
in Suruç griffen türkische Jagdbomber und 
Artillerie ein oder zwei IS-Stellungen und 
Ziele der PKK-Stellungen (PKK: Kurdische 
Arbeiterpartei) in der Türkei, im Nordirak 
wie auch YPG-Stellungen an der syrischen 
Grenze an (BBC World News, 3.8.15). Die 
Heftigkeit der türkischen Angriffe gegen die 
Kurden und ihre Unverhältnismäßigkeit im 
Vergleich mit den Angriffen gegen den IS 
zeigen die wahren Absichten der AKP. Im 

Großen und Ganzen gleicht die ganze Situ-
ation einem Wespennest und drückt den 
Verfall der internationalen Beziehungen 
sowie die Schwäche des US-Imperialismus 
aus: die Unterstützung des IS-Kalifats durch 
ein NATO-Mitglied; die Abstempelung einer 
der engsten Verbündeten der USA im Kampf 
gegen den IS als kurdische Terroristen; die 
soundsovielte Übernahme von US-ausgebil-
deten und ausgerüsteten Kräften durch die 
immer weiter wachsenden dschihadistischen 
Kräfte (siehe Fußnote 4);  eine Türkei, die 
dem IS freien Bewegungsspielraum auf bei-
den Seiten der Grenze mit Syrien gewährt, 
während sie mit den US-„Beratern“ Anti-
IS-Kräfte anderswo im Land ausbildet. Und 
mittendrin die Divergenzen und Spannungen 
zwischen den unterschiedlichen (und vielen) 
kurdischen Fraktionen – u.a. die PKK, die 
YPG und die nordirakische Regierung von 
Massoud Barsanis irakischen Kurden. Es liegt 
eine völlige Absurdität in der ganzen Situa-
tion, die das Kennzeichen eines Großteils des 
Imperialismus von heute ist.

Das Ende des türkisch-kurdi-
schen „Friedensprozesses“
Wie jeder kapitalistischer „Waffenstillstand“ 
oder „Friedensprozess“ ist der „Friedenspro-
zess“ zwischen dem türkischen Staat und der 
kurdischen PKK nur eine Atempause im sich 
intensivierenden  imperialistischen Krieg. 
Dies wird von der Tatsache bestätigt, dass 
just nach dem Suruç-Anschlag die türkischen 
Behörden eine Handvoll von IS-Kämpfern 
verhaftete und ein paar Luftangriffe gegen 
IS-Stellungen flog, während ihre Angriffe 
gegen kurdische Interessen und die allge-
meine Repression, die jene beinhalteten, viel 
umfassender waren. Nur ein paar Tage nach 
dem Suruç-Angriff praktizierte die türki-
sche Regierung eine Politik der verbrannten 
Erde gegen Gebiete der PKK in der Südtür-
kei, indem ihre Militärhubschrauber Ernten, 
Viehbestände und Gebäude vernichteten, 
während sie gleichzeitig militärische Kon-
trollpunkte errichten und jeden Verdächti-
gen festnehmen ließ (The Times, 5.8.15).Die 
Kräfte des kurdischen Nationalismus wiede-
rum griffen sofort das türkische Militär an. 
Dies schloss Sabotageaktionen mit ein, die 
mindestens einen türkischen Eisenbahn-
arbeiter in der östlichen Provinz von Kars 
töteten (AP, 31.7.15). Und wie jede „Wider-
standskraft“ sind diese Art von Attacken in 
Wirklichkeit spalterisch und laden zur allge-
meinen Vergeltung gegen die kurdische Be-
völkerung ein. Unter dem Deckmantel eines 
Angriffs gegen den IS verbirgt sich das wah-
re Ziel der türkischen Behörden:  der Angriff 
gegen kurdische Interessen, die unter ande-
rem, so ihr Kalkül, die Kräfte des türkischen 
Nationalismus aufbringen und die Chancen 
einer AKP-Mehrheit im Falle von Neuwah-
len erhöhen könnten, was der herrschenden 
Clique ein offenes Mandat verschaffen könn-
te. Auf jeden Fall ist das Letzte, was der tür-
kische Staat langfristig will, die Ausrufung 
eines neuen kurdischen Staates, der sich als 
ein weiteres ethnisches „Kalifat“ herausstel-
len könnte; als eine weitere nationalistische 
Abscheulichkeit, eine weitere kuriose staatli-
che Struktur als Ausdruck des Zerfalls rund 
um die Region. Ethnische Clans und religiöse 
Clans haben sicherlich ihre eigenen Beson-
derheiten, aber sie sind in vielem dasselbe: 
kapitalistische Körperschaften, die die Inter-
essen der Arbeiterklasse erdrücken. Und dies 
trifft über den Nahen Osten hinaus auf die ge-
samte kapitalistische Welt zu. Man betrachte 
nur den jüngsten Nationalstaat des Kapitalis-
mus, die Republik Südsudan, die 2011 ihre 
Unabhängigkeit erlangte. Die lokale Bande, 
ihre Führung, wurde mit beträchtlicher Un-
terstützung, Geheimdienstinformationen, 
militärischem Beistand und finanzieller För-
derung der wichtigsten Länder des Westens 
errichtet und gestützt und ist fast unmittel-
bar nach der Gründung in einem Wust von 

Kriegen, vernichtenden Konflikten, Korrupti-
on und Banditentum kollabiert.

Es gibt wichtige Implikationen aus diesen 
jüngsten Ereignissen für die NATO. Die tür-
kische Armee ist mit ihren 700.000 Mann 
die zweitstärkste Armee in der NATO, und 
ihre Kehrtwendung gegen den „Terroris-
mus“, den IS und die PKK ist von den US-do-
minierten Kräften willkommen geheißen 
worden, wissen doch Letztere die Unterstüt-
zung wertzuschätzen, die die Türkei gewäh-
ren kann, nicht nur indem sie ihre Basen zur 
Verfügung stellt, sondern auch indem sie das 
vom IS kontrollierte Gebiet zwischen der 
türkischen Grenze und Aleppo in Syrien(4) 
befreien wie auch den kurdischen Einfluss 
entlang der Grenze schwächen kann. Die 
Türkei handelt hier in einer gewissen Posi-
tion der Stärke gegenüber den USA, denen 
die Optionen ausgehen. Auf einem außer-
ordentlichen Treffen am 28. Juli in Brüssel 
begrüßte die NATO trotz einiger interner Dif-
ferenzen und Bedenken die Winkelzüge der 
Türkei mit offenen Armen. Trotz einiger lau-
warmer Worte zugunsten der Kurden, Worte, 
die prompt von Ankara ignoriert wurden, 
fasste der NATO-Generalsekretär die Mei-
nungen auf dem Treffen der 28 Botschafter 
zusammen: „Wir alle sind vereint in der Ver-
urteilung des Terrorismus, in Solidarität mit 
der Türkei.“ (Jens Stoltenberg, Independent, 
29.7.15) Die unmittelbare Gegenleistung 
für die Türkei könnten durchaus mehr Pat-
riot-Raketen, Geheimdienstinformationen 
und logistische Unterstützung durch die USA 
sein. Eine weitere Konzession der USA, die 
denkbar ist, nachdem sie eine geraume Zeit 
von Letzteren verwehrt worden waren, ein 
Zugeständnis, das die AKP ankurbeln würde, 
wäre die Errichtung einer „Sicherheitszone“, 
einer „Pufferzone“ jenseits der türkisch-syri-
schen Grenze, die gegenwärtig größtenteils 
von der YPG kontrolliert wird. Das aktuell 
zur Debatte stehende Territorium würde 
das YPG-Territorium in zwei Hälften spal-
ten und vollständig von türkischem Militär 
besetzt werden. Dies wäre eine „Flugver-
botszone“ unter anderem Namen. Es würde 
eine Invasion Syriens bedeuten und weitere 
Eskalation des Krieges wie auch ein Sprung-
brett für weitere türkische „Aktivitäten“ in 
Syrien. Von dieser potenziellen Annexion 
syrischen Territoriums (faktisch existiert 
ein Land namens „Syrien“ nicht mehr) aus 
wäre es möglich, weitere Angriffe zu starten, 
auch wenn dies unmittelbar nicht denkbar 
scheint.

Sind kurdische Kräfte Reprä-
sentanten eines kapitalistischen 
Staates, oder enthalten sie 
etwas proletarischen Inhalt?
 
So wie Arbeiterkooperativen und Selbstver-
waltung der Fabriken selbst mit dem besten 
Willen in der Welt nicht dem Gesetz der 
kapitalistischen Produktion entgehen kön-
nen, so wie nationale „Befreiungskämpfe“ 
in den Rachen des Imperialismus fallen, 
so kann eine jegliche nationalistische, pro-
to-nationalistische oder ethnische Bewegung 
nur Funktionen des kapitalistischen Staates 
übernehmen. Und dies passt sehr gut auf die 
„libertäre“ Wendung der PKK und ihre Ide-
en einer Föderalisierung von „Mini-Staaten“, 
die nicht für irgendeine Kohärenz stehen, 
sondern im Gegenteil für den globalen ka-
pitalistischen Prozess des Zusammenbruchs 
und der Zersplitterung. Als solche kann sie 
nur diametral entgegengesetzt zu jeglichem 
unabhängigen Ausdruck der Arbeiterklasse 
stehen.

Auf der Website von libcom fragt auf einem 
Forum über die Türkei(5) ein Unterstützer 
der ethnischen Kurden, ein gewisser Kur-
remkarmerruk, wo es denn eine Forderung 
oder so etwas gebe, mit der die kurdische 
Befreiungsbewegung zu einem Staat aufruft. 
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Fortsetzung von ggl. Seite ... Wir haben 
uns bereits in einem breiteren Kontext mit 
der Frage eines neuen Staates befasst, aber 
Ende der 80er Jahre rückte die PKK von 
einer „proletarischen Orientierung“ (durch 
diesen kurdischen Nationalismus, d.h. einer 
Organisation der stalinistischen Art), von 
einem Modell des „Nationalstaates mit eige-
ner Regierung“ zu einer Form des „kommu-
nalen Gesellschaftsleben mit der Freiheit der 
Frauen“. Sehen wir einmal ab von der sexu-
ellen Jagd auf Frauen, die in der PKK gras-
siert, so wird die neu entdeckte „Befreiung 
der Frauen“ größtenteils ausgedrückt in ihrer 
Gleichheit als Kanonenfutter für die kurdi-
schen Verwicklungen im imperialistischen 
Krieg. Der neue kurdische „Anti-Autoritaris-
mus“  und die „Kommunalisierung, in der das 
Individuum die Priorität genießt“, innerhalb 
der Föderation ist nichts anderes als eine 
andere Form der kapitalistischen Verhält-
nisse mit einem anarchistischen Touch – völ-
lig vereinbar mit einer ethnischen oder nati-
onalen Befreiungsbewegung.(6) Es gibt hier 
überhaupt nichts, das die Klassengesellschaft 
oder den imperialistischen Krieg in Frage 
stellt; im Gegenteil, beides wird durch das 
nationalistische Begehren der Kurden nach 
einem Platz in der „internationalen Gemein-
schaft“ gestärkt. Seit dem I. Weltkrieg hat der 
kurdische Nationalismus und die kurdische 
Volkszugehörigkeit das kurdische Volk zu 
Schachfiguren und Kanonenfutter im Großen 
Spiel der Imperialisten gemacht. Dieser eth-
nische Rahmen hat mit Sicherheit nichts mit 
dem Marxismus zu tun und ist auch kein Ele-
ment der Arbeiterbewegung. Die PKK basiert 
auf Terror, nicht zuletzt gegen ihre eigene 
Bevölkerung. Sie basiert auf den ethnischen 
Ausschluss und hat häufig eine Rolle auf 
dem imperialistischen Schachbrett gespielt. 
Wie so viele andere nationale „Befreiungs-
bewegungen“ war sie sowohl materiell als 

auch ideologisch durch den Zusammen-
bruch des Stalinismus Ende der 80er Jahre 
komplett unterminiert, und nichts davon 
hat sich geändert, wenn man bedenkt, dass 
die „sozialistische“ YPG bis vor kurzem der 
engste Verbündete des US-Imperialismus in 
der Region war. In der Vergangenheit sind 
die ethnischen, kurdischen Interessen von 
Russland, Syrien, dem Iran, Irak, Armenien, 
Deutschland, Großbritannien und Griechen-
land ausgenutzt worden. Die PKK hat auch 
die kapitalistischen Werte der Demokratie 
und des Pazifismus angenommen und wei-
terverbreitet. Jegliche nationalistische oder 
ethnische Bewegung, selbst eine besonders 
föderalistische, ist im Kern eine etatistische 
Organisation, die innerhalb des Kapitalismus 
und seiner imperialistischen Kräfte wirkt. Die 
Verteidigung der kurdischen Ethnie fußt wie 
jede andere auf Ausschluss. Was immer die 
Mystifikationen und die Sprache der Linksex-
tremisten ist, die „gemeinsame Heimat“, eine 
allumfassende kapitalistische Struktur, bleibt 
das Ziel der kurdischen Ethnie.

Es hat nun den Anschein, dass Erdoǧans 
AKP-Clique, mit dem Militär hinter sich, 
genug vom „friedlichen und demokra-
tischen“ Aufstieg der Kurden innerhalb 
der „internationalen Gemeinschaft“  (d.h. 
das imperialistische Schachbrett) hat und 
beschlossen hat, gegen sie in die Offensive zu 
gehen und gleichzeitig ihre Partei innerhalb 
des Staates zu stärken. Und kurdische Kräfte 
werden dies wiederum als einen Angriff auf 
ihre so genannten „sozialistischen Prinzi-
pien“ präsentieren und weiterhin an ihrem 
„Selbstverteidigungskrieg“ teilnehmen, was 
auf eine weitere Spaltung der Arbeiterklasse 
hinausläuft.

Worin besteht die Perspektive?

Für die Arbeiterklasse der Hauptländer so-

wohl innerhalb als auch außerhalb der Re-
gion sind die Generalisierung dieses Krieges 
und seiner Ausdrücke ein großer Anlass zur 
Besorgnis, nicht zuletzt wegen der Verwick-
lung ihrer „eigenen“ Staaten und der Aus-
breitung des Militarismus im Allgemeinen. 
Insgesamt sieht es für die lokale Bevölkerung 
des Mittleren und Nahen Osten angesichts 
der Gewissheit von noch mehr Kriegen, Ge-
walt, Chaos und Instabilität düster aus. Der 
IS dehnt sein Kalifat aus und ähnliche Kräfte 
werden sich ihm anschließen, während die 
Schwäche des US-Imperialismus fortdauert 
und es der Türkei erlaubt, neue, aggressive 
Schritte zu unternehmen. Es war in erster 
Linie eine Schwäche der USA, auf kurdi-
sche Kräfte zu setzen, eine Entwicklung, die 
in einem gewissen Umfang die Krise ver-
schlimmerte. Und unmittelbar können die 
türkischen Angriffe gegen die Kurden nur 
den Kampf gegen den IS schwächen. Es gibt 
noch weitere Gefahren hier. Nach einem 
Jahr der Bombardierungen bis zum Juli, mit 
5.000 Luftschlägen, 17.000 Bomben und 
mindestens Hunderten von toten Zivilisten, 
die zu diesem Blutbad hinzukommen, so-
wie einem IS, der relativ unbeschadet und 
noch etablierter daraus hervorgegangen ist, 
hat Obama nun Flächenbombardements für 
die Bodentruppen in Syrien bewilligt (World 
Socialist Web, 4.8.15). Das Problem für die 
Amerikaner besteht darin, dass die Bodent-
ruppen, auf die sie in Syrien setzen können, 
derzeit nicht präsent sind. Eine weitere Kom-
plikation in diesem Zusammenhang ist, dass 
das Assad-Regime ein sehr ausgeklügeltes, 
russisches Flugabwehrsystem besitzt.

In diesem Mix von Irrationalität, ethni-
schen und religiösen Rivalitäten, die vom 
Imperialismus angeleitet werden, der Ent-
wicklung des Jeder-für-sich hat die Schwä-
chung des US-Imperialismus mit dazu bei-
getragen, Letzteren dazu zu zwingen, ein 
Nuklearabkommen mit dem Iran abzuschlie-
ßen, das viel weiter reichende Konsequenzen 

und Folgen haben wird. Dieses Abkommen 
wird Auswirkungen auf die Türkei, die ande-
ren regionalen Mächte, Russland und weit 
darüber hinaus haben. Wir werden auf die 
Elemente des US-iranischen Deals und seine 
Auswirkungen zu einem späteren Zeitpunkt 
zurückkommen.

Boxer, 8.8.2015

(1) Im Oktober 2014 sprach der Nahost-Experte  
Ehud Yarri über Israels Beziehungen zu al-Nusra 
(http://www.washingtoninstitute.org/policy-analy-
sis/view/tough-dilemma-in-southern-syria).
(2) Die Wikipedia-Website der YPG malt ein rosi-
ges Bild vom „Sozialismus“ und der Toleranz. Die 
Flötentöne werden jedoch konterkariert von ihrer 
ethnischen Kohärenz und der militärischen „Säube-
rung“ arabischer Gebiete, wie im Fall der Stadt Tal 
Abyad, wo 50.000 Menschen im Juni dieses Jahres 
von den vorrückenden YPG-Truppen hinausgezwun-
gen wurden und sich dem Millionenheer von Flücht-
lingen, die durch den Krieg heimatlos gemacht 
worden waren, anschlossen. (http://www.alaraby.
co.uk/english/politics/2015/7/2/kurds-lead-cam-
paign-to-displace-arabs-in-tal-abyad). Die YPG ist 
unübersehbar Teil einer imperialistischen Armee; 
folglich ist die ethnische Säuberung Teil ihrer Ar-
beitsplatzbeschreibung.
(3) Wie im Falle des Krieges in der Ukraine offen-
baren viele Elemente aus dem Anarchismus, die 
die YPG und die so genannte „Rojava-Revolution“ 
unterstützen, ihre Handlangerdienste für den im-
perialistischen Krieg. Siehe unseren Artikel Der 
Anarchismus und der imperialistische Krieg: Nati-
onalismus oder Internationalismus? http://de.inter-
nationalism.org/
internationalerevue/der-anarchismus-und-der-im-
perialistische-krieg-nationalismus-oder-in
(4) Die besonders große Hoffnung in „unabhängige“, 
von den USA ausgebildete Kräfte, die dies unterneh-
men,hat bereits einen weiteren Rückschlag erlitten: 
Eine von den USA ausgebildete, in der Türkei sta-
tionierte, nicht-dschihadistische Anti-Assad-Truppe 
von Kämpfern, die Division 30, ist von den al-Nus-
ra-Brigaden entführt worden (Independent, 31.7.15). 
Kein Zweifel, dass sie dem IS übergeben worden 
sind, wo sie verhört, gefoltert werden und wo ihr 
Schicksal besiegelt wird.
(5) https://libcom.org/forums/middle-east/tur-
key-news-27072015
(6) Siehe: http://en.internationalism.org/icconline/
201304/7373/internationalism-only-response-kur-
dish-issue.

Bundeskanzlerin („Wir schaffen das“), nicht 
müde,  Panik und Ängste in der einheimi-
schen Bevölkerung zu schüren. Da wird von 
ganzen Völkern gesprochen, die sich auf 
dem Weg nach Europa machen, da wird 
die Gefahr von terroristischen Anschlägen 
durch islamistische „Schläfer“ im Flücht-
lingsheer beschrien und darüber gemun-
kelt, wann die Stimmung in der Bevölke-
rung „umkippt“. Vor allem aber schwillt 
der Chor jener an, die hysterisch vor einer 
„Überforderung“ Deutschlands angesichts 
der Flüchtlingsmassen warnen und zetern, 
dass das Boot voll sei. 

Es ist nicht schwer zu ermessen, welcher 
Weg,  Öffnung oder Schließung der Gren-
zen, sich letztendlich durchsetzen wird. Die 
„Politik der offenen Grenzen“ war, davon 
kann man ausgehen, ein einmaliges Inter-
mezzo; die nahe Zukunft wird von einer 
weiteren Abriegelung der Grenzen geprägt 
sein, sowohl auf nationaler als auch auf 
EU-Ebene. In Zukunft soll, so sind die Pläne, 
die Auswahl der für Deutschland „nütz-
lichen“ Asylanten schon vor Ort, in den 
Heimatländern erfolgen. Besonders perfide 
ist die Kampagne gegen die sog. Schleuser 
bzw. Schlepper, die sich beileibe nicht nur 
gegen gewerbsmäßige Schleuserbanden 
richtet, sondern auch gegen durchaus pro-
fessionelle, jedoch nicht gewinnorientierte 
Fluchthelfer. „Die Europäische Union, die 
ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts sein will, und ihre Mitglied-
staaten haben ein System geschaffen, das 
es verfolgten, gequälten und erniedrigten 
Menschen, die dringend Hilfe benötigen, 
nahezu unmöglich macht, ohne professio-
nelle Fluchthilfe Schutz in Europa zu finden. 
Diese Helfer dann vor Strafgerichte zu stel-
len und in Gefängnisse zu sperren, ist phari-
säerhaft, widersprüchlich und zutiefst inhu-
man“, schreibt hierzu der Republikanische 
Anwältinnen- und Anwälteverein (RAV) in 
seinem Infobrief „Lob der Schleuser“.

Es ist unbestritten, dass die Welt derzeit 

ein Flüchtlingsdrama nie gekannten Aus-
maßes erlebt. Waren 2013 noch 51,2 Milli-
onen Menschen auf der Flucht, so stieg die 
Zahl der Flüchtlinge Ende 2014 auf 59,5 
Millionen – der höchste Zuwachs binnen 
eines Jahres und die höchste jemals von der 
UN-Flüchtlingsagentur UNHCR verzeichnete 
Gesamtzahl von Flüchtlingen weltweit. Und 
es ist nicht von der Hand zu weisen, dass die 
Dinge allmählich aus der Kontrolle geraten. 
Nach Syrien droht nun auch Libyen in einen 
finalen Bürgerkrieg zu entgleiten – mit all den 
aus Syrien bekannten Folgen. In den Flücht-
lingslagern im Libanon, in Jordanien und in 
der Türkei, wo der weitaus größte Teil der 
syrischen Kriegsflüchtlinge Asyl gefunden 
hat, droht eine weitere Massenabwanderung 
Richtung Europa, nachdem die UN ihre Hil-
fen drastisch zusammengestrichen hat, denn 
nun gesellt sich zur trostlosen Perspektivlo-
sigkeit auch noch der Hunger hinzu.

Dennoch sind die Medien geradezu 
erpicht darauf, die ohnehin schlimmen 
Zustände zu überdramatisieren, noch eins 
drauf zu setzen. So geistert seit einiger Zeit 
der Begriff der Völkerwanderung durch die 
Öffentlichkeit, und im Fernsehen wird das 
Schreckensszenario verbreitet, dass Milli-
onen von Afrikanern auf gepackten Kof-
fern säßen und nur auf eine Gelegenheit 
warteten, ihr Glück in Europa zu versu-
chen. Beide Aussagen dienen offenbar dem 
Versuch, die einheimische Bevölkerung 
in Angst und Schrecken zu versetzen, und 
entsprechen – zumindest noch – nicht den 
Tatsachen. Schaut man sich die Fluchtbewe-
gungen genauer an, so stellt man fest, dass 
der Löwenanteil der weltweiten Flüchtlinge 
Unterschlupf in den Nachbarländern ihrer 
Heimat sucht; erst wenn sich jede Hoffnung 
auf eine Rückkehr zerschlagen hat, neh-
men jene Flüchtlinge, die es sich finanziell 
leisten können, den langen, lebensgefährli-
chen Weg nach Europa, Nordamerika und 
Australien auf sich. Und auch das Gerücht 
vom Massenexodus aus Afrika entbehrt bis-
her jeder Grundlage; die Migration auf dem 

schwarzen Kontinent ist weitaus weniger 
chaotisch, als es die Schreckensmeldungen 
der Medien vermuten lassen. Häufig verkau-
fen ganze Dorfgemeinschaften ihr bewegli-
ches Hab und Gut, um einen einzigen jun-
gen Mann aus der Mitte der Gemeinschaft 
die Flucht nach Europa zu finanzieren, der 
dann verantwortlich für die künftige Unter-
stützung des Dorfes ist – ein seit Jahrzehn-
ten erprobtes Modell der Arbeitsmigration.

Dennoch: aufgeschreckt durch die 
anschwellenden Flüchtlingszahlen, sieht 
sich die Bundesregierung veranlasst, den 
tieferen Ursachen des Flüchtlingsdramas 
auf den Grund zu gehen, wie sie sagt. 
Allein, der Berg kreißte und gebar eine 
Maus: Alles, was Merkel & Co. zur grund-
sätzlichen Lösung dieses globalen Problems 
einfällt, sind schöne Worte und ein paar 
Hundert Millionen Euro aus der Portokasse 
zur Finanzierung der Flüchtlingslager in der 
Türkei und im Libanon. Kein Wort über die 
Mitwirkung der führenden Industrienatio-
nen bei der Vernichtung der Existenzgrund-
lagen für den Großteil der Menschheit in 
der Dritten Welt. Lassen wir noch einmal 
den RAV zu Wort kommen, der den wahren 
Ursachen des Elends in den sog. Entwick-
lungsländern weitaus näher kommt, auch 
wenn er die eine oder andere Ungenauigkeit 
aufweist (wer ist mit „Europäer“ gemeint, 
wer ist „wir“?): „Europa hat für viele die-
ser Gründe die Ursachen gesetzt und tut 
dies noch heute. Die politischen Verhält-
nisse, die die europäischen Kolonialmächte 
bei ihrem Rückzug hinterlassen haben, 
einschließlich oft willkürlicher Grenzzie-
hungen, sind nur ein Teil davon. Vom 16. 
bis 18. Jahrhundert sind Europäer in Süd-
amerika eingefallen und haben, bis an die 
Knie in Blut watend, schiffsladungsweise 
Gold und Silber geraubt, das in Europa das 
Startkapital für die aufblühende Wirtschaft 
darstellte. Europäer haben ca. 20 Millionen 
Afrikaner zu Sklaven gemacht und in alle 
Welt verkauft. Durch die Ausbeutung ihrer 
Rohstoffe, das Leerfischen ihrer Meere, die 
Ausbeutung ihrer Arbeitskraft für Billigpro-
dukte und den Export hochsubventionier-

ter Lebensmittel, die die Landwirtschaft 
dieser Länder vernichtet, stehen wir heute 
noch auf den Schultern der Bevölkerung der 
meisten Fluchtländer.“ (ebenda)

Populismus und Pogromismus

Die Bildung der modernen Nationalstaaten 
in den Industrieländern des 19. Jahrhun-
derts stand auf zwei Fundamenten. Das 
eine Fundament war ein sehr rationales – 
die wirtschaftliche Zentralisierung –, das 
andere dagegen war irrationaler Natur: 
Die Nationenbildung im 18. und  19. Jahr-
hundert fand auf der Grundlage von Grün-
dungsmythen statt, die alle möglichen nati-
onalen Narrative beinhalten konnten, die 
aber alle eine Grundidee, ein gemeinsamer 
erfundener Mythos eint: die Mär von der 
großen nationalen Gemeinschaft bzw. Fami-
lie, die sich definiert durch die gemeinsame 
Abstammung („Blutsverwandtschaft“), Kul-
tur und Sprache. Dieser nach innen gerich-
tete, sich nach außen abschottende Charak-
terzug der bürgerlichen Nation auf der einen 
Seite bildet zusammen mit dem nach außen 
gerichteten, die Welt erobernden Streben 
des einzelnen Kapitalisten auf der anderen 
Seite einen der Hauptwidersprüche, in dem 
der Kapitalismus unentrinnbar feststeckt. 

Wie heikel es ist, beide Prinzipien unter 
einen Hut zu bekommen, zeigt sich gerade 
in der aktuellen Flüchtlingskrise. Ginge 
es allein nach den Wirtschaftsführern, so 
sollte der Strom der zumeist sich im besten 
Arbeitsalter befindlichen Flüchtlinge mög-
lichst nie abreißen. Sie hätten kein Prob-
lem damit, wenn eine Million Flüchtlinge 
kommen – jährlich. Doch was wirtschaftlich 
durchaus Sinn macht, könnte politisch fatale 
Folgen haben. Denn im Kapitalismus sind 
Flüchtlinge nicht nur arme Habenichtse, son-
dern zugleich auch Konkurrenten im Kampf 
um Wohnungen, Sozialfürsorge, Arbeits-
plätze. Für den Kapitalisten ist dies kein 
Anlass zum Fürchten, für die armen Bevöl-
kerungsschichten, für die Hartz IV-Emp-
fänger, Niedriglohnbeschäftigten, für die 
hiesigen Entwur-
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Fortsetzung von Seite 3... zelten sehr wohl. 
Es ist bekanntlich nicht das erste Mal, 

dass Deutschland von einer Flüchtlingswelle 
überrollt wurde. In den ersten fünf Nach-
kriegsjahren (1945-50) strömten über zwölf 
Millionen Vertriebene aus den ehemaligen 
Ostgebieten und aus Böhmen und Mähren 
nach Deutschland, das selbst in Trümmern 
lag und dessen eigene Bevölkerung darbte. 
Es liegt auf der Hand, dass von einer „Will-
kommenskultur“ damals nicht die Rede 
sein konnte; im Gegenteil, die Vertriebenen 
stießen auf massive Ressentiments, Ableh-
nung  und Hass unter den Einheimischen. 
Dennoch gelang die gesellschaftliche, nicht 
nur berufliche Integration der Vertriebenen 
viel reibungsloser als befürchtet, was vor 
allem an zwei Umständen lag: erstens an 
der Tatsache, dass die Vertriebenen aus dem 
gleichen Sprach- und Kulturraum kamen; 
zweitens an den Begleitumständen des Wie-
deraufbaus, der mit der Währungsunion 
zumindest in Westdeutschland ins Rollen 
kam und der sämtliche verfügbare Arbeits-
kraft aufsog, so dass es die Unternehmen 
waren, die im Kampf um die raren Arbeits-
kräfte Konkurrenz zueinander standen. 
Heute dagegen kommen die Flüchtlings-
massen durchweg aus einem fremden Kul-
tur- und Sprachraum und stoßen auf eine 
Gesellschaft, die sich schon seit vielen Jah-
ren in einer krisenhaften, allgemeinen und 
sich immer weiter zuspitzenden Abwärtsbe-
wegung befindet und in der die Verteilungs-
kämpfe um Arbeit, Wohnraum, Bildung 
ungeahnte Ausmaße angenommen haben, 
dabei immer größere Bevölkerungsteile in 
die Armut katapultierend. 

Wenn sich dann zur allgemeinen Krise 
auch noch eine Perspektivlosigkeit, der Man-
gel an einem gesellschaftlichen Gegenent-
wurf zum kapitalistischen Elend hinzuge-
sellt, feiert der politische Populismus, der 
sich aus einem Phänomen speist, das Marx 
die „Religion des Alltagslebens“ nannte, 
Hochzeit. Es handelt sich um die Mentalität 
des „kleinen Mannes“, der nicht anerken-
nen will, dass der Kapitalismus, anders als 
die früheren Gesellschaftsformen, ein ent-
personalisiertes, verdinglichtes System ist, 
in dem selbst der einzelne Kapitalist kein 
souveräner Akteur auf dem Markt ist, son-
dern ein Getriebener desselben oder – wie 
Engels sagt – ein von seinem eigenen Pro-
dukt Beherrschter und in dem die politische 
Klasse von „Sachzwängen“ und nicht von 
Vorlieben geleitet wird. Es ist die Geistes-
haltung des beleidigten Spießbürgers, der 
sich zwar gegen die Politik der herrschen-
den Klasse auflehnt und gegen „seine“ poli-
tischen Repräsentanten zetert, der sich aber 
letztendlich doch wieder den eben noch 
beschimpften „Volksverrätern“ an die Brust 
wirft, in der Hoffnung, Schutz bei ihnen zu 
finden vor der Bedrohung durch die „Frem-
den“. Es ist eine durch und durch reaktio-
näre Denkweise, die den Konformismus als 
höchstes Ideal feiert und willens ist, Pog-
rome gegen Andersdenkende, Andersfarbige 
und Andersartige zu entfesseln. 

Die vorwiegend im Osten Deutschlands 
ansässige Pegida-Bewegung ist ein genauso 
anschauliches wie abstoßendes Beispiel für 
diese äußerst engstirnige, intolerante und 
scheinheilige Geisteshaltung. Ihr Schlachtruf 
„Wir sind das Volk“ blendet völlig aus, dass 
die Arbeiterklasse bzw. das „Volk“ (um in 
ihrem Jargon zu bleiben)  in Deutschland 
und anderswo nie – und heute noch weniger 
denn je – solch eine homogene Zusammen-
setzung aufwies, wie diese Bewegung fanta-
siert. Sowohl ihr Boykott der sog. „Lügen-
presse“ als auch ihr Wutgeheul gegen die 
etablierten Parteien (einschließlich der 
Morddrohungen gegen Politiker) bilden 
lediglich  ihre Enttäuschung über den „Ver-
rat“ durch Politik und Medien ab, als sei  es 
Aufgabe dieser zutiefst bürgerlichen Institu-
tionen, „Volkes Wille“ wiederzugeben bzw. 
zu vertreten. In Wahrheit richtet sich, wie 
ihre Aufläufe vor Flüchtlingsheimen, ihre 
feigen Anschläge gegen Flüchtlingsunter-
künfte und Ausländer Tag für Tag beweisen, 
ihr zügelloser Hass nicht gegen die Herr-

schenden, sondern gegen die Schwächsten 
der Gesellschaft. Als Sündenbock für ihr 
eigene verkorkste Existenz (man denke nur 
an die kleinkriminelle Vergangenheit eines 
Lutz Bachmann!) müssen, was ganz typisch 
ist für den Pogromismus, ausgerechnet jene 
Teile der Bevölkerung herhalten, die sich 
am wenigsten wehren können.

Das Problem des Populismus und Pog-
romismus zwingt die etablierten Parteien, 
insbesondere die Regierungsparteien, dazu, 
mit dem Feuer zu spielen. Sie gleichen in 
ihrem Handeln dem berühmten Zauber-
lehrling, der den (Un-)Geist der Panik und 
Fremdenfeindlichkeit aus der Flasche ent-
lässt und dabei riskiert, die Kontrolle über 
ihn zu verlieren. Bisher ist es der deutschen 
Bourgeoisie im Gegensatz zu den meisten 
anderen europäischen Staaten gelungen, 
den Aufstieg einer populistischen Partei, 
ob rechts oder links, zu verhindern, was ihr 
aufgrund der unseligen Vergangenheit ein 
besonders wichtiges Anliegen ist. Ob dies so 
bleibt, hängt auch von der Bewältigung der 
Flüchtlingskrise ab. Bisher deuten alle Zei-
chen darauf hin, dass besonders die rechts-
populistischen Kreise von der Merkel-Politik 
 profitieren. Neben der AfD, die, wie ein-
gangs erwähnt, in Meinungsumfragen der-
zeit zulegt, scheint auch die o.g. Pegida-Be-
wegung ihren zweiten Frühling zu erleben. 
Auf den letzten „Montagsspaziergängen“ in 
Dresden kamen wieder weit über 10.000 
Menschen, deren Aggressionspotenzial 
deutlich zugenommen hat – sowohl verbal 
als auch tätlich. 

Wie geht die deutsche Bourgeoisie mit 
diesem Problem um? Zunächst ist festzu-
stellen, dass einerseits die politische Klasse 
den Anschlägen rechter Dumpfbacken nicht 
mehr entgegentritt, indem sie sie, wie bis-
lang, verharmlost und banalisiert, sondern 
indem sie sie neuerdings als „terroristisch“ 
etikettiert. Dies ist insofern wichtig, als 
der Begriff „Terrorismus“ in Deutschland 
bestimmte Reflexe hervorruft und Assozia-
tionen zum II. Weltkrieg, als massenhaft so 
genannte Saboteure ohne viel Federlesens 
exekutiert wurden, oder zum „Deutschen 
Herbst“ 1977 weckt, in dem die Terroris-
ten der RAF zu Staatsfeinden hochgejazzt 
wurden. Zudem fährt der Staat mit dem 
Terrorismus-Vorwurf auch juristisch und 
polizeilich schweres Geschütz auf, um zu 
verhindern, dass der Mob nicht allzu sehr 
über die Stränge schlägt. Gleichzeitig wurde 
die AfD gespalten und bekam in den Medien 
ihr Fett weg. Zuletzt konnte man auch 
beobachten, wie Politik und Medien darum 
bemüht waren, die Pegida-Bewegung in die 
Nähe des Neonazismus zu rücken, was ja 
schon immer ein probates Mittel war,  um 
Protestbewegungen, gleich welcher Cou-
leur, gesellschaftlich zu isolieren. 

Andererseits bieten die etablierten Parteien 
alles auf, um den Eindruck zu erwecken, sie 
verstünden die Sorgen und Ängste der Bevöl-
kerung. So versucht die Bundesregierung 
andere EU-Länder mit moralischem Druck 
und finanziellen Versprechungen dazu zu 
veranlassen, Deutschland einen Teil der syri-
schen Flüchtlinge abzunehmen – bisher ohne 
Erfolg. Hektisch bastelt die große Koalition 
ein Gesetz zur Ermöglichung von Turbo-Ab-
schiebung („beschleunigtes Abschiebeverfah-
ren“) zusammen und bringt dabei das Kunst-
stück fertig, es bereits anzuwenden, bevor es 
offiziell in Kraft tritt, nur um dem Wahlvolk 
verkünden zu können, man schütze es vor 
„Überfremdung“. Schon spricht man in der 
Regierung offen von einer Abschiebequote 
von bis zu 50 Prozent aller in Deutschland 
ankommenden Flüchtlinge. Es sind vor allem 
der CSU-Vorsitzende Seehofer und sein Gene-
ralsekretär Söder, die in diesem arbeitsteili-
gen Prozess die bad guys spielen und vehe-
ment die Schließung der Grenzen sowie eine 
Einschränkung des im Grundgesetz veranker-
ten Asylrechts verlangen.

Die Konsequenzen für die Lage 
der Arbeiterklasse
In einem gewissen Sinn spiegeln die unter-

schiedlichen Auffassungen in der Koalition 
das diffuse Stimmungsbild innerhalb der 
Bevölkerung, d.h. unter den Beschäftigten 
und Arbeitslosen dieses Landes, wider. Es 
gibt eine wachsende und lautstarke Min-
derheit in der Bevölkerung im Allgemeinen 
und in der Arbeiterklasse im Besonderen, 
die, eher zum bildungsfernen Milieu zäh-
lend, oftmals im Schatten der verblichenen 
DDR sozialisiert und/oder von staatlicher 
Stütze lebend, den Resonanzboden für die 
antimuslimischen Kampagnen bestimmter 
Sprachrohre aus Politik und Kultur (Sar-
razin, Broder, Pirinçci, Buschkowsky, etc.) 
bilden und als deren Fürsprecher die CSU 
und Teile der CDU auftreten. Und es gibt die 
schweigende Mehrheit, die es bisher jungen 
Aktivisten, zumeist aus dem Antifa-Milieu 
stammend, überlassen hatte, Widerstand in 
Form von Straßenblockaden und Gegende-
mos gegen den rassistischen Mob zu leis-
ten, nun aber, angesichts der Elendsbilder 
vom Balkan, sich bemüßigt fühlte, ihren 
Protest gegen die Untätigkeit der europä-
ischen Staaten und ihre Empörung über 
die fremdenfeindlichen Ausschreitungen in 
Dresden, Heidenau und Freital vernehmbar 
zu artikulieren, sei es, dass sie fast schon 
demonstrativ applaudierend Spalier stan-
den für die in den Bahnhöfen von München, 
Frankfurt und anderswo ankommenden 
Flüchtlinge, sei es, dass sie sich zu Tausen-
den als freiwillige und unbezahlte Helfer 
für die Bewältigung der Flüchtlingsmassen 
meldeten oder die Anlaufstellen mit Spen-
den aller Art überschwemmten. 

Die spontane Solidarisierung weiter Teile 
der Bevölkerung hat in dieser Wucht die 
Herrschenden sicherlich überrascht und 
auf dem falschen Fuß erwischt, stand die-
sen doch nicht im Sinn, um Sympathie für 
die Kriegsflüchtlinge zu werben, sondern 
eine Atmosphäre der Panik und Isolation zu 
schaffen. Doch Merkel bewies wieder einmal 
ihr Gespür für die Stimmungen und Befind-
lichkeiten in der Gesellschaft. Ähnlich wie 
im Zusammenhang mit dem GAU im Kern-
kraftwerk von Fukushima, als sie quasi über 
Nacht eherne Grundsätze der Konservativen 
in Sachen Atomenergie zum Alteisen gewor-
fen hatte, leitete sie nun abrupt eine Kehrt-
wende in der Asylpolitik ein und hob ganz 
nebenbei das sog. Dubliner Abkommen auf, 
das es der deutschen Bourgeoisie bis dahin 
erlaubt hatte, sich elegant aus der Verant-
wortung für die in Italien und in anderen 
EU-Ländern mit Außengrenzen gestrande-
ten Flüchtlinge zu stehlen. 

Einige der Gründe, die Merkel zur „Politik 
der offenen Grenzen“ bewogen haben mag, 
haben wir in diesem Text bereits genannt. 
Möglicherweise spielt aber noch ein weite-
res Motiv eine Rolle in ihrem riskanten Spiel. 
Spätestens seit den Bundestagswahlen von 
2005, als sie einen sicher geglaubten Wahl-
sieg fast noch verspielt hatte, weil es dem 
amtierenden Bundeskanzler Schröder gelun-
gen war, ihren auf dem Leipziger Parteitag 
von 2003 eingeläuteten wirtschaftsliberalen 
Kurswechsel gegen sie zu instrumentalisie-
ren, hat sie gelernt, welche Konsequenzen 
es haben kann, wenn die politischen Reprä-
sentanten nonchalant die Stimmung „an 
der Basis“ ignorieren. Nicht auszudenken, 
welche Auswirkungen die Bilder von Hun-
derttausenden von sich selbst überlassenen 
Flüchtlingen an der ungarischen Grenze, 
die stattdessen die Schlagzeilen heute und 
in den nächsten Monaten beherrscht hätten, 
auf das Wahlverhalten jener gehabt hätte, 
die heute die Kriegsflüchtlinge aus Syrien 
willkommen heißen.

Es hat den Anschein, als seien zwei Bevöl-
kerungsgruppen besonders stark in der 
Solidarisierung mit den Flüchtlingen invol-
viert. Zum einen junge Menschen, die zu 
anderen Zeiten und anderen Gelegenheiten 
sich ebenso gut an den Anti-CPE-Protesten 
oder der Bewegung der Indignados beteiligt 
hätten. Zum anderen betagte Menschen, 
die entweder aus eigener Erfahrung oder 
durch die Überlieferungen ihrer Eltern über 
die Vertriebenen nach dem II. Weltkrieg 
das Los von Flüchtlingen kennen und nicht 
gleichgültig gegenüber Stacheldraht, Lager 
und Deportationen sein können. Aufge-

wachsen in den dunklen Jahrzehnten des 
20. Jahrhunderts, ist diese Generation auch 
vom Impuls angetrieben, es heute anders 
zu machen. Die zahlreiche Beteiligung der 
Rentner zeigt aber noch etwas Anderes: 
die tiefe Sehnsucht vieler alter Menschen 
nach einer Verjüngung der Gesellschaft, 
nach der Anwesenheit von Kindern und 
Jugendlichen. Diese Sehnsucht nach Ver-
jüngung unterscheidet sich vom Verlan-
gen der deutschen Wirtschaft nach jun-
gen Arbeitskräften. Die Überalterung der 
Gesellschaft ist ein zentrales Problem nicht 
nur für den Kapitalismus, sondern für die 
Menschheit schlechthin, denn die Abwe-
senheit der Jugend bedeutet nicht nur den 
Verlust an Lebensfreude und Vitalisierung 
für die Alten, sondern auch und vor allem 
die Beeinträchtigung einer ihrer wichtigsten 
Funktionen in der Evolution der Mensch-
heit: den Transfer ihres Erfahrungsschatzes 
an die Enkel(Innen)generation.

Stellt sich abschließend die Frage, ob diese 
Welle der Solidarisierung eine Klassenbewe-
gung ist. Wir denken, dass ihr dafür sämt-
liche Insignien fehlen. Was ins Auge sticht, 
ist ihr völlig unpolitischer Charakter; im 
Gegenteil, die zutage tretende Hilfsbereit-
schaft hat durchweg karitative Züge. Es gibt 
so gut wie keine Diskussionen, keinen Aus-
tausch von Erfahrungen zwischen Jung und 
Alt, zwischen Einheimischen und Flücht-
lingen (Letzteres auch bedingt durch die 
Sprachbarrieren). Es fehlt jeglicher Ansatz 
zu außerstaatlichen, autonomen Strukturen, 
zur Selbstorganisation; stattdessen machen 
sich die Hunderttausenden von Helfer/
Innen zu Handlangern eines Staates, der es 
trotz Merkels Kraftmeierei an allem fehlen 
lässt und dessen Repräsentanten jetzt, nach-
dem sie die freiwilligen und ehrenamtlichen 
Helfer/Innen durch eigene Untätigkeit in 
die Erschöpfung getrieben haben, von den 
„Grenzen der Belastbarkeit“ faseln.

Noch einmal: die Welle der Solidarisie-
rung, die in den vergangenen Wochen durch 
Deutschland ging, fand nicht auf einem 
Klassenterrain statt. Die arbeitende Bevöl-
kerung als das Hauptsubjekt der Solidarität 
hat sich nahezu spurlos im „Volk“ aufgelöst. 
Dies war auch bei der weltweiten Solidarität 
für die Opfer des Tsunamis 2004 der Fall. 
Damals wie heute ging der Solidarität jegli-
cher Klassencharakter ab, fand sie im Rah-
men einer klassenübergreifenden Kampagne 
statt. Doch im Unterschied zum Tsunami, 
der sich weit weg, in Asien, ereignete, ent-
faltet sich das Flüchtlingselend direkt vor 
unserer Haustür, so dass die Solidarität und 
Betroffenheit von einem ganz anderen Kali-
ber sind. 

In der Tat kann die Flüchtlingskrise, die 
gerade erst begonnen hat, zu einer Gret-
chenfrage für die Arbeiterklasse werden. Es 
ist noch nicht ausgemacht, wie die Arbei-
terklasse bzw. ihre ausschlaggebenden 
Teile national wie international auf diese 
Herausforderung reagieren werden – mit 
Solidarität oder mit Ab- und Ausgrenzung. 
Wenn es unserer Klasse gelingt, ihre Iden-
tität wiederzufinden, kann die Solidarität 
ein wichtiges, verknüpfendes Mittel in ihren 
Kämpfen sein. Wenn sie allerdings in den 
Flüchtlingen nur den Konkurrenten sieht 
und als Bedrohung wahrnimmt, wenn es ihr 
nicht glückt, eine Alternative zum kapita-
listischen Elend zu formulieren, in der kein 
Mensch mehr gezwungen ist, aus seiner 
Heimat zu fliehen, sei es, weil er vom Krieg 
oder vom Hunger bedroht ist, dann droht 
uns eine massive Ausbreitung der Pogrom-
mentalität, von der auch die Kernbereiche 
der Arbeiterklasse nicht verschont bleiben 
werden.

FT, 7.11.2015
Hinweis der Redaktion: 
Der Artikel ist ein Beitrag zur Flüchtlingsfrage, wie 
sie sich heute in Deutschland stellt. Gewisse Aspek-
te der Analyse sind nicht ohne weiteres auf andere 
Länder Europas übertragbar. So präsentiert sich 
beispielsweise das im Artikel behandelte demogra-
phische Problem in Ländern wie Frankreich nicht, 
in Spanien oder Italien anders, da in diesen Län-
dern trotz tiefer Geburtenrate eine hohe Jugend-
arbeitslosigkeit besteht. Aufgrund des politischen 
und wirtschaftlichen Gewichts Deutschlands in der 
EU und mit ihr in der Welt ist aber der Artikel über 
die nationalen Grenzen hinaus von Belang.
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100 Jahre Zimmerwalder Konferenz –
Was die Epigonen verschiedener Couleur daraus machen
Dieser Artikel ist das Vorwort zur Wiederveröffentlichung eines Artikels, den wir vor 
20 Jahren zur Zimmerwalder Konferenz geschrieben haben und für den wir auf unsere 
Webseite verweisen (vgl. http://de.internationalism.org/welt/72/1995_zimmerwald).

Anlässlich des 100. Jahrestages der Zimmer-
walder-Konferenz  fand am 4. und 5. Septem-
ber in Zimmerwald eine Gedenkveranstaltung 
statt, die von einer beachtlichen Zahl von 
linken politischen Organisationen, Gewerk-
schaften, Stiftungen, Arbeitsgruppen und Bib-
liotheken organisiert und gesponsert wurde. 
Gleichzeitig hat der „Aufbau“, eine linksau-
tonome Gruppierung mit maoistischem Ein-
schlag aus der Schweiz, und eine stalinistische 
Gruppierung aus der Türkei, die MLKP, zu 
einer Gegenveranstaltung aufgerufen.

Für die Hauptveranstaltung wurde eine 
bunte Schar von Historikern, bekannten Poli-
tikern, wie Gregor Gysi von der Partei Die 
Linke oder der Präsident der Sozialdemokra-
tischen Partei der Schweiz, Christian Lev-
rat, und weniger bekannten Politikern aus 
anderen Ländern eingeladen. Die offiziellen 
Organisatoren beriefen sich dabei auf Robert 
Grimm,  auf seine „Friedenspolitik“ und zen-
tristische Haltung. Lenin und der linke Flügel 
der damaligen Sozialdemokratie kritisierten 
schon damals resolut diese pazifistische, zen-
tristische Haltung.

Der entscheidende Faktor  zur Mobilisie-
rung der Arbeiterklasse für den Ersten Welt-
krieg war der Verrat durch die großen his-
torischen Organisationen der Arbeiterklasse, 
Sozialdemokratie und Gewerkschaften, an 
der internationalistischen Tradition – sie rie-
fen zum Krieg auf. Diese tragische Entwick-
lung spielte sich natürlich nicht ohne eine 
zähe Auseinandersetzung innerhalb der pro-
letarischen Bewegung ab. Neben den offenen 
Kriegsbefürwortern aus den Reihen der alten 
Arbeiterorganisationen (dem „rechten“ Flü-
gel der damaligen Arbeiterbewegung) und 
der klar internationalistischen Opposition 
(dem „linken“ Flügel) gab es aber vor allem 
einen schwankenden, unentschlossenen Teil 
(den so genannten Zentrum, die Zentris-
ten), der seine Wurzeln in der proletarischen 
Bewegung hatte.

Ohne auf den eigentlichen Inhalt beider 
Veranstaltungen einzugehen, möchten wir 
hier lediglich einige Worte über den politi-
schen Charakter sowohl der Organisatoren 
der „Gedenkveranstaltung“ als auch jener der 
Gegenveranstaltung verlieren.  So verhee-
rend die historischen zentristischen Strömun-
gen in der Arbeiterklasse zur Zeit des Ersten 
Weltkrieges und danach auch waren, sie 
waren, wie wir bereits oben feststellten, noch 
immer im proletarischen Milieu verwurzelt. 
Dies kann man über die Veranstalter der heu-
tigen Gedenkveranstaltungen beileibe nicht 
mehr sagen; ihre Wurzeln kann man ebenso 
wenig im proletarischen Milieu wie in einer 
degenerierenden, aber immerhin noch leben-
digen Arbeiterorganisation verorten, so dass 
der historische Begriff des Zentrismus alles 
andere als zutreffend für sie ist.

Wann eine Arbeiterorganisation ins Lager 
der Bourgeoisie übergewechselt ist, kann 
man unter anderem am Verlust zweier wich-
tiger Eigenschaften einer solchen Organisa-
tion erkennen: die definitive, unumkehrbare 
Aufgabe des Internationalismus(1) und das 
Entweichen jeglichen proletarischen Lebens 
aus der Organisation:  „… eine Partei ist defi-
nitiv für die Arbeiterklasse verloren, wenn 
keine Tendenz, kein lebendiger (proletari-
scher) Körper mehr aus ihr entstehen kann. 
Das war 1921 bei den sozialistischen Parteien 
der Fall; dies war Anfang der 30er Jahre bei 
den Kommunistischen Parteien der Fall. Es ist 
also richtig, bis zu jenen Jahren von zentristi-
schen Organisationen zu sprechen.“(2)

Anders gesagt: erst wenn es nicht mehr 
möglich ist, proletarische Positionen inner-
halb einer (degenerierenden) proletarischen 
Partei zu vertreten, ist sie definitiv zum Klas-
senfeind übergegangen.

Ein Wort zu den Organisatoren der ange-
sprochenen Gegenveranstaltung, zum „Auf-

bau“ und zur MLKP: Entgegen ihres Selbst-
verständnisses als „revolutionäre Alternative“ 
muss man festhalten, dass solche Gruppierun-
gen weder zentristisch oder gar revolutionär 
sind oder je waren. Teil ihres genetischen 
Codes ist ihr politischer und praktischer Rück-
griff auf das stalinistisch-maoistisches Erbe 
der Konterrevolution, das Ausdruck der fürch-
terlichen Degeneration der Kommunistischen 
Internationale war. Es ist nur logisch, wenn 
diese vom Stalinismus inspirierten Gruppie-
rungen neuerdings in ihrer Presse Stimmung 
machen für die Unterstützung der YPG in Kur-
distan. Eine Kostprobe gefällig? „Rojava hat 
gezeigt, dass wenn man eine Revolution auf-
bauen und verteidigen will, in diesem Fall im 
mittleren Osten, es eine bewaffnete Organisa-
tion braucht, eine Führung und eine Partei, 
die erfolgreich diese [Revolution] organisiert. 
Das beste Beispiel ist mit der Organisation 
YPG/YPJ gegeben.“(3)

Die von der MLKP so gerühmten YPG/YPJ 
schrecken offensichtlich nicht davor zurück, 
sowohl mit den früher von den „Antiimpe-
rialisten“ zum imperialistischen Hauptfeind 
erklärten USA zusammen zu kämpfen als 
auch ganz allgemein dazu aufrufen, mit allen 
„demokratischen Kräften“ eine Einheitsfront 
zu bilden. In einem ihrer Kommuniqués 
verkünden diese famosen Revoluzzer: „Die 
Rolle, die die französische Regierung gegen 
den Terrorismus einer Daesh (ISIS) spielt, ist 
die eines entscheidenden Unterstützers der 
Anstrengungen vor Ort. Wir unterstützen völ-
lig das Volk und die französische Regierung 
in ihrem Kampf gegen den Terror.“ (Gene-
ralkommando der Volksverteidigungskräfte, 
YPG; 14. November, 2015)

Wie in den 30er Jahren dient das Gefasel 
von der Einheitsfront gegen den Terrorismus, 
das Propagieren einer klassenübergreifen-
den Ideologie, den herrschenden Klassen als 
Gelegenheit, die Ausgebeuteten für ihre nie-
deren Interessen gegeneinander aufzuhetzen. 
Hier gilt es darauf zu beharren, dass es allein 
die Kommunistische Linke ist, die die politi-
sche Kontinuität der Zimmerwalder-Konfe-
renz von 1915 aufrechterhalten hat, die das 
Erbe des linken internationalistischen Flügels 
angetreten hat, der sich damals in der Aus-
einandersetzung mit Zentristen und rech-
ten Sozialdemokraten herausgeschält hatte. 
In einer schwer durchschaubaren Weltlage 
gegen alle Fraktionen der Bourgeoisie zu 
kämpfen, gegen den Strom zu schwimmen, 
falls erforderlich, ist eine der Hauptaufgaben 
der Kommunistischen Linken. Die Zuspitzung 
der kriegerischen Konflikte wie in Syrien und 
der Ukraine und die zunehmenden Spannun-
gen zwischen den Großmächten erfordern 
eine klare proletarische Haltung gegen den 
Krieg, gerade angesichts der zunehmenden 
Kriegshysterie der Herrschenden und ihrer 
Medien nach den Anschlägen in Paris.

Die Kommunistische Linke und die interna-
tionalistischen Kräfte aus dem anarchistischen 
Lager müssen die historischen Prinzipien der 
Arbeiterklasse aufrechterhalten und gegen alle 
Angriffe von linken- oder linksextremen Frak-
tionen der Bourgeoisie verteidigen – wie es 
1915 die Zimmerwalder-Linke tat. Darum ist 
wichtig, sich mit Zimmerwald und den Kampf 
gegen die Degeneration alter Arbeiterparteien 
auseinanderzusetzen: „Zum ersten Mal hatte 
eine politische Organisation der ArbeiterIn-
nen nicht nur die Interessen der Arbeiter-
klasse verraten, sie wurde darüber hinaus zu 
einer der wirksamsten Waffen in den Händen 
der kapitalistischen Klasse, um den Krieg zu 
entfesseln und die Arbeiterrevolte gegen den 
Krieg zu zerschmettern. Die Lehren aus der 
Degeneration der Sozialdemokratie bleiben 
somit kreuzwichtig für die heutigen Revoluti-
onäre.“(4)
 
Fußnotenverweise 1-4 auf unserer Website.

Öffentliche Veranstaltungen:

Im Januar 2016 halten wir in Zürich und Hannover eine 
Öffentliche Veranstaltung zum Thema der aktuellen Lage ab: 
 

„Die Flüchtlingsfrage, die Frage des Terrorismus 
und die Antwort des Staats“
 

Zürich:
23. Januar 2016, Zentrum Karl des Grossen, Kirchgasse 14, 13.00 Uhr 
 

Hannover:
Datum und Ort demnächst  auf: ‚de.internationalism.org‘

VisdPG: Postfach 2124, CH8021, Eigendruck

Kontaktiere die IKS
Schreibt an die folgende Adresse, bitte nur wie folgt:
Postfach 2124, CH-8021 Zürich
Wenn ihr Interesse an Diskussionen oder aber Fragen, Feedback, Anregungen usw. 
habt, dann schreibt uns einfach unter:

deutsch@internationalism.org    ODER
schweiz@internationalism.org 

Schaut auch regelmäßig auf unsere Website für neueste Veröffentlichungen:
http://www.internationalism.org

WERDET ABONNENTEN!
Wir bieten verschiedene Abonnemente für die
WELTREVOLUTION und die INTERNATIONALE REVUE an.

UNSERE ZEITUNG ERSCHEINT IM MOMENT UNREGELMÄSSING
KONTAKTIERT UNS BITTE MIT EUREM WUNSCH UND EURER ADRESSANGABE 
AUF EINE DER UNTENSTEHENDEN ADRESSEN.

PRESSE DER IKS
Einige Bücher und Broschüren der IKS:

Einige Buchläden, in denen man die Presse der IKS findet: 

Deutschland:
Bremen: Bula am Ostertor, Fehrfeld 60; Berlin: 
Schwarze Risse Gneisenaustr. 2; Manteuffelstr. 96; 
Hannover: Internationalismus Bula, Engelbosteler 
Damm 10; Bielefeld: Bula Eulenspiegel, Hagen-
bruchstr.; Dortmund: Taranta, Humboldstr. 44; 
Bochum: Universitätsstr. 26; Düsseldorf: Bibabuze,  
Aachenerstr. 1; Mönchengladbach: Prolibri; Köln: 
Der andere Buchladen, Zülpicher Str. 19; Bonn: 
Breitestr. 76; Aachen: Pontstr. 39: Frankfurt: 
Karl-Marx-Bula, Jordanstr. 11; Nürnberg: Bü-
cherkiste Dieckmann, Schlehengasse 6; Libresso, 
Bauerngasse 14; Karlsruhe: Andere Buchladen, 
Marienstr. 15; München: Basisbula, Adalbertstr. 
41–43; Freiburg: jos fritz. bücher, Moltkestr. 31 

Schweiz:
Bremgarten: KuZeB Läsothek, Postfach 512; St. 
Gallen: Buchhandlung Comedia, Katharinegasse 
20; Café CEBI: Linsenbühlstrasse 47; Genf: Li-
brairie du Boulevard, 34  rue de Carouge, Laus-
anne: Librairie  BASTA Petit-Rocher   4; Luzern: 
Hirschmatt-Buchhandlung, Hirschmattstrasse 26; 
Winterthur: Buchhandlung Atropa, Kirchplatz 2; 
Lesecafé Rabia, Bachtelstr. 70 Zürich: Buchhand-
lung am Helvetiaplatz; Staufacherstrasse 60, Ka-
sama, Militätrstrasse 87a; Zug: Jugendbeiz Chao-
tikum, Chamerstr. 41
Österreich: Wien: Frick am Graben, Graben 27;
Lhotzkys Literaturbuffet, Taborstrasse 28; 
Ungarn: Budapest: Gondolkodó, Logodi utca 51;

und die Angriffe, 
die die kapitalistische Klasse zu veranstalten 
fähig ist, einschüchtern und lähmen lassen. 
Zweifellos löst das Grauen vom August 1945 
in Japan und des Krieges insgesamt Angst 
aus. Und dies aus gutem Grund. Im Getüm-
mel der kapitalistischen Konkurrenz will die 
Bourgeoisie stets ihre Rivalen auslöschen. 
Die einzig reale Bremse gegen diese Bar-
barei ist das Bewusstsein der revolutionä-
ren Klasse und ihre Fähigkeit, sich über die 
Schrecken einer zerfallenden Gesellschaft zu 
empören.
Erinnern wir uns schließlich daran, dass der 
Sommer 2015 auch ein anderer Jahrestag ist, 
auch wenn er von den Medien viel diskreter 
behandelt wird: der 110. Jahrestag der Meu-
terei auf dem Panzerkreuzer Potemkin (Juni 
1905). Die über das Misstrauen der Offiziere 
aufgebrachten russischen Matrosen richte-
ten, erschöpft durch den Krieg gegen Japan, 
ihre Waffen gegen die eigenen Offiziere und 
begannen einen Aufstand, der einen Mark-

stein in der Geschichte der Arbeiterbewe-
gung darstellt.(6) Es sind nicht die Tränen 
der Verzweiflung, sondern die Empörung, 
die Kampfbereitschaft und das Bewusstsein, 
die in sich die Perspektive einer kommunisti-
schen Gesellschaft tragen.

Tim 2. 7. 2015
(1) Auf dem „Friedensdenkmal in Japan wird die Zahl 
der Opfer mit 140.000 angegeben.
(2) Le Monde Diplomatique, August 1990. Für einen 
tieferen Einblick in den Zynismus dieser Lügenge-
schichten siehe unseren Artikel „Hiroshima, Naga-
saki: Die Lügen der Bourgeoisie“ in Internationale 
Revue Nr. 17
(3) Zuvor bekamen die Opfer keinerlei Unterstützung 
vom japanischen Staat. „Im Mai 2005 gab es 266.598 
von der japanischen Regierung anerkannte Hibakus-
ha.“, Japan Times, 15. März 2006.
(4) Lula unterzeichnete mit Argentinien einen Vertrag 
zur gemeinsamen Entwicklung eines atomaren Pro-
gramms, das militärische Ziele nicht ausschließt.
(5) Le Monde, 16.6.2015
(6) Es ist wichtig sich auch daran zu erinnern, dass es 
die Arbeiterbewegung war, die dem Ersten Weltkrieg 
mit der revolutionären Bewegung ab 1917 ein Ende 
setzte.
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UNSERE POSITIONEN:
– Seit dem 1. Weltkrieg ist der Kapitalismus ein deka-
dentes gesellschaftliches System. Zweimal hat er die 
Menschheit in einen barbarischen Zyklus von Krise, 
Weltkrieg, Wiederaufbau, neue Krise gestürzt. In den 
80er Jahren ist er in die letzte Phase seines Nieder-
gangs eingetreten – die seines Zerfalls. Gegenüber 
diesem unwiderruflichen historischen Abstieg gibt 
es nur eine Alternative: Sozialismus oder Barbarei, 
kommunistische Weltrevolution oder Zerstörung der 
Menschheit.
– Die Pariser Kommune von 1871 war der erste Ver-
such des Proletariats, diese Revolution durch zufüh-
ren. Dies geschah jedoch zu einem Zeit raum, als die 
Bedingungen dafür noch nicht reif waren. Nachdem 
diese Bedingungen aber mit dem Eintritt des Kapita-
lismus in seine Dekadenz geschaffen waren, stellte 
die Oktoberrevolution 1917 in Russland den ersten 
Schritt einer echten kommunistischen Weltrevoluti-
on innerhalb einer internationalen Welle von revo-
lutionären Kämpfen dar, die den imperialistischen 
Weltkrieg zu Ende brachte und mehrere Jahre fort-
dauerte. Das Scheitern dieser revolutionären Welle, 
insbeson dere in Deutschland von 1919–23 führte 
dazu, dass die Revolution in Russland isoliert blieb 
und schnell entartete. Der Stalinismus war nicht das 
Ergebnis der russischen Revolution, sondern ihr To-
tengräber.
– Die staatlichen Regime, die unter der Bezeichnung 
„sozialistisch“ oder „kommunistisch“ in der UdSSR, 
in Osteuropa, China, Kuba usw. entstanden waren, 
waren nur besonders brutale Formen einer weltwei-
ten Tendenz zum Staatskapitalismus, die typisch ist 
für die Niedergangsphase des Ka pitalismus.
– Seit dem Anfang des 20. Jahrhunderts sind alle 
Kriege imperialistische Kriege in einem Todeskampf 
zwischen großen oder kleinen Staaten gewesen, um 
eine internationale Stellung zu erobern oder zu er-
halten. Diese Kriege haben der Mensch heit nur Tod 
und Zerstörung in einem immer größeren Ausmaß 
gebracht. Die Arbeiterklasse muss dem ihre interna-

tionale Solidarität und den Kampf gegen die Bour-
geoisie in allen Ländern entgegensetzen.
– All die Ideologien der „nationalen Unabhängig 
keit“, des „Selbstbestimmungsrechts der Völker“, 
unabhängig davon, ob sie unter einem ethnischen, 
historischen, religiösen oder sonstigen Vorwand 
verteidigt werden, sind für die Arbeiter ein wahres 
Gift. Indem sie für die eine oder andere Fraktion der 
Bourgeoisie Partei ergreifen sollen, werden so die Ar-
beiter gegeneinander aufgehetzt und dazu getrieben, 
sich im Interesse der Ausbeuter in den Kriegen zwi-
schen diesen gegenseitig abzu schlachten.
– Im dekadenten Kapitalismus sind das Parlament 
und die Wahlen zu einer einzigen Heuchelei ge
worden. Jeder Aufruf zur Beteiligung am Wahlzir
kus kann nur die Wirkung der Lügen verstärken, mit 
der die Wahlen als eine „echte Alternative“ für die 
Ausgebeuteten darstellt werden. Die Demokratie, die 
eine besonders heuchlerische Herr schaftsform der 
Bourgeoisie ist, unterscheidet sich im Grunde nicht 
von den anderen Formen der ka pitalistischen Herr-
schaft, dem Stalinismus und dem Faschismus.
– Die Fraktionen der Bourgeoisie sind alle gleich 
reaktionär. Alle sog. „sozialistischen“, „kommunis
tischen“ Arbeiterparteien (jetzt die früheren „Kom
munisten“), die Organisationen der extremen Linken 
(Trotzkisten, Maoisten, und ExMaoisten, offizielle 
Anarchisten) stellen den linken Flügel des politi-
schen Apparates des Kapitals dar. All die Taktiken 
der „Volksfront“, der „antifaschistischen“ Front und 
der „Einheitsfront“, die die Interessen des Proleta-
riats mit denen einer Fraktion der Bourgeoisie zu-
sammenbringen wollen, dienen nur dazu, dass der 
Kampf der Arbeiterklasse kontrol liert und in Sack-
gassen gelenkt wird.
– Mit dem Eintritt des Kapitalismus in seine Deka
denz sind die Gewerkschaften überall zu Organen 
der kapitalistischen Ordnung innerhalb der Arbei
terklasse geworden. Die gewerkschaftlichen Or gani-
sationsformen, ob die „offiziellen“ oder die „Basisge-
werkschaften“, dienen nur dazu, die Arbeiterklasse 

zu kontrollieren und ihre Kämpfe zu sabotieren.
– Um ihre Kämpfe erfolgreich durchzuführen,muss 
die Arbeiterklasse ihre Kämpfe zusammenschließen, 
indem sie deren Ausdehnung und Organisierung 
selbst in die Hand nimmt. Dies geschieht mittels 
selbständiger Vollversammlungen und Komitees von 
Delegierten, die jeweils jederzeit von diesen Ver-
sammlungen gewählt und abgewählt werden kön-
nen.
– Der Terrorismus ist in keiner Hinsicht ein Mit-
tel des Kampfes der Arbeiterklasse. Als Ausdruck 
der geschichtlich zukunftslosen gesellschaftlichen 
Schichten und des Zerfalls des Kleinbürgertums lie-
fert der Terrorismus, wenn er nicht direkt ein Mit 
tel des ständigen Krieges zwischen den Staaten ist, 
immer einen Nährboden für die Manipulatio nen der 
Bourgeoisie. Indem er für die geheimen Aktionen 
von kleinen Minderheiten eintritt, steht er im totalen 
Gegensatz zur Klassengewalt, die sich auf Handlun-
gen einer bewussten und organisier ten Masse des 
Proletariats stützt.
– Die Arbeiterklasse ist die einzige Klasse, die da 
zu in der Lage ist, die kommunistische Revoluti-
on durchzuführen. Der revolutionäre Kampf führt 
die Arbeiterklasse notwendigerweise zu einer Kon 
frontation mit dem kapitalistischen Staat. Um den 
Kapitalismus zu zerstören, muss die Arbeiterklas se 
alle Staaten zerstören und die Diktatur der Ar beiter-
klasse auf Weltebene errichten: die interna tionale 
Macht der Arbeiterräte, die das gesamte Proletariat 
umfassen.
– Die kommunistische Umwandlung der Gesellschaft 
durch die Arbeiterräte bedeutet weder „Selbstver-
waltung“ noch „Verstaatlichung“ der Wirtschaft. Der 
Kommunismus erfordert die bewusste Abschaffung 
der kapitalistischen Gesell schaftsverhältnisse durch 
die Arbeiterklasse: die Lohnarbeit, die Warenpro-
duktion, die Landesgrenzen. Dazu muss eine Welt-
gemeinschaft errichtet werden, deren ganze Aktivi-
täten auf die volle Befriedigung der menschlichen 
Bedürfnisse ausgerichtet sind.

– Die revolutionäre politische Organisation stellt die 
Avantgarde des Proletariats, den aktiven Faktor des 
Prozesses der Generalisierung des Bewusstseins in-
nerhalb des Proletariats dar. Ihre Rolle besteht we-
der in der „Organisierung der Arbeiterklasse“ noch 
in der „Übernahme der Macht“ in ihrem Namen, son-
dern aktiv an der Vereinigung der Kämpfe mitzuwir-
ken, dass die Arbeiter die Kämpfe selbst in die Hand 
nehmen und eine revolutionäre politische Orientie-
rung für den Kampf des Proletariats aufgezeigt wird.

UNSERE AKTIVITÄT
– Die theoretische und politische Klärung der Ziele 
und Mittel des Kampfes des Proletariats, seiner ge-
schichtlichen und unmittelbaren Bedingungen.
– Die organisierte, vereinigte und auf internationaler 
Ebene zentralisierte Intervention, um zum Prozess 
beizutragen, der zu revolutionären Handlungen der 
Arbeiterklasse führt.
– Die Umgruppierung der Revolutionäre im Hinblick 
auf die Schaffung einer wirklichen kommunistischen 
Weltpartei, die unabdingbar ist für die Abschaffung 
der kapitalistischen Herrschaft und die Entwicklung 
hin zur kommunistischen Gesellschaft.

UNSER URSPRUNG
– Die Positionen der revolutionären Organisatio 
nen und ihre Aktivitäten sind das Ergebnis der vor
herigen Erfahrungen der Arbeiterklasse und der 
Lehren, die diese politischen Organisationen aus der 
Geschichte gezogen haben. So beruft sich die IKS 
auf die Errungenschaften, die nacheinander erbracht 
wurden vom Bund der Kommunisten (1847–52) um 
Marx und Engels, den drei Internationalen (Interna-
tionale Arbeiterassoziation 1864–72, Sozialistische 
Internationale 1889–1914, Kommunistische Inter-
nationale 1919–1928), den Linkskommunistischen 
Fraktionen, die in den 20er und 30er Jahren aus der 
Dritten Internationale während ihres Niedergangs 
hervorgegangen waren, insbesondere der Deutschen, 
Holländischen und Italienischen Linken.

70 Jahre nach Hiroshima und Nagasaki 
Vor 70 Jahren, am 6. August 1945, wurden in Hiroshima als Opfer 
der Demonstration der neuen amerikanischen Nuklearwaffe mehr 
als hunderttausend Menschen getötet. Nach offiziellen Zahlen star-
ben 70.000 bei der Explosion und Tausende erlitten in den Ta-
gen danach dasselbe Schicksal. Drei Tage danach, am 9. August, 
explodierte in Nagasaki eine zweite Atombombe, die eine ähnlich 
hohe Zahl von Opfern forderte (1). Die Barbarei und das Leid, die 
die Bevölkerung in Japan erlitt, lassen sich kaum beschreiben.

1995 schrieben wir angesichts des 50. Jah-
restages dieses schrecklichen Ereignisses: 
“Um ein solches Verbrechen zu legitimieren 
und um auf den berechtigten Schock eine 
Antwort zu geben, der durch die katastropha-
len Auswirkungen der Bomben verursacht 
wurde, setzten Truman, der US-Präsident, 
der diesen nuklearen Holocaust angeordnet 
hatte, und sein Busenfreund Churchill eine 
durch und durch zynische Lüge in die Welt: 
Der Einsatz der Atombomben habe eine Mil-
lion Menschenleben gerettet, die die Inva-
sion der amerikanischen Truppen erfordert 
hätte. Trotz der grausamen Auswirkungen 
seien die Bomben, die Hiroshima und Naga-
saki zerstört hätten, Bomben für den Frie-
den gewesen! Diese besonders widerliche 
Behauptung wurde jedoch von zahllosen, 
von der Bourgeoisie selbst herausgegebenen 
Geschichtsstudien widerlegt.“
Wenn wir Japans militärische Situation zur 
Zeit der Kapitulation Deutschlands näher 
unter die Lupe nehmen, so sehen wir ein 
Land, das am Rande der Niederlage stand. 
Die Luftwaffe, seine wohl wichtigste Waffe 
im Zweiten Weltkrieg, war auf eine Hand-
voll Kampfflugzeuge geschrumpft, die von 
jugendlichen Piloten geflogen wurden, 
deren Unerfahrenheit durch Fanatismus 
wettgemacht wurde. Auch die Kriegs- und 
Handelsflotte war praktisch ausgeschaltet. 
Die Flugabwehr wies so viele Lücken auf, 
dass die amerikanischen B29-Bomber im 
Frühling 1945 Tausende von nahezu ver-
lustfreien Angriffen starten konnten, ohne 
auf nennenswerten Widerstand zu stoßen. 
Churchill selbst hielt dies im 12. Band seiner 
Kriegsmemoiren fest.
Eine 1989 in der New York Times veröf-
fentlichte Studie, die vom US-Geheimdienst 
1945 erstellt worden war, zeigte, dass „der 
japanische Kaiser, die Niederlage einge-
stehend, am 20. Juni 1945 entschied, alle 
Kampfhandlungen zu beenden und vom 11. 

Juli an Friedensverhandlungen in Gang zu 
setzen mit dem Ziel, die kriegerischen Aus-
einandersetzungen zu beenden“.(2) Doch da 
in der kapitalistischen Gesellschaft Zynis-
mus und Verachtung keine Grenzen kennen, 
ist hier noch anzufügen, dass die Überleben-
den dieser Explosionen, die „Hibakusha“, 
erst im Jahr 2000 vom japanischen Staat als 
Opfer anerkannt wurden und immer noch 
unter Diskriminierungen leiden.(3)
Bezüglich der wirklichen Ziele der Bombar-
dierungen schrieben wir 2005: „Im Gegen-
satz zu all den Lügen, die seit 1945 über den 
angeblichen Sieg der Demokratie und des 
Friedens in die Welt gesetzt wurden, war der 
Zweite Weltkrieg dann zu Ende, als die impe-
rialistische Neuaufteilung der Welt erfolgt 
war. Enthielt der Vertrag von Versailles den 
Keim eines neuen Krieges in sich, so enthielt 
auch Jalta den Gegensatz zwischen den zwei 
Hauptsiegern des Zweiten Weltkrieges, den 
USA und ihrem russischen Gegner. Durch 
den Zweiten Weltkrieg von einer ökono-
misch schwachen Macht zu einem Imperia-
lismus von Weltrang aufgestiegen, konnte die 
Sowjetunion nicht anders, als die US-ameri-
kanische Supermacht zu bedrohen. Bereits 
im Frühling 1945 benutzte die UdSSR ihre 
militärische Stärke, um einen Block in Ost-
europa auf die Beine zu stellen. Jalta diente 
nur dazu, das existierende Kräfteverhältnis 
zwischen den mächtigsten imperialistischen 
Haien, die aus der größten Schlächterei der 
Geschichte hervorgingen, zu sanktionieren. 
Die Situation, die durch das eine Kräftegleich-
gewicht geschaffen worden war, wurde nun 
durch ein anderes über den Haufen geworfen. 
Im Sommer 1945 war das wahre Problem, 
vor dem die USA stand, nicht, wie es uns in 
den Schulbüchern eingetrichtert wird, Japan 
sobald als möglich zur Kapitulation zu zwin-
gen, sondern, wie man dem imperialistischen 
Feldzug des ‚großen russischen Verbündeten‘ 
begegnen konnte.“

In Wirklichkeit begann schon vor 1945 
aufgrund der sich zuspitzenden imperialis-
tischen Spannungen ein regelrechter nuk-
learer Aufrüstungswettlauf. Kapitalistische 
Großmächte konnten ihre Position auf der 
imperialistischen Bühne nur noch aufrecht-
erhalten und wurden von ihren Gegnern nur 
dann ernstgenommen, wenn sie Atomwaffen 
besaßen oder, noch besser, selbst entwickel-
ten. Dies galt vor allem für die „Blockfüh-
rer“ USA und UdSSR. Ab 1949 begann Russ-
land seine eigenen Atombomben zu testen. 
1952 war Großbritannien an der Reihe. 
1960 wurde die erste französische Atom-
bombe, zynischerweise „Blaue Springmaus“ 
(gerboise bleue) genannt, in der algerischen 
Sahara gezündet. Während dieser Periode 
wurden – und dies ist nicht übertrieben – 
Hunderte von Atombombentests mit tra-
gischsten Konsequenzen für die Natur (und 
oft auch für die Bevölkerung in der Umge-
bung) durchgeführt, die von den jeweiligen 
Staaten geheim gehalten wurden. Nicht 
nur entfaltete sich ein irrsinniger Wettlauf 
zwischen den USA und der UdSSR um die 
Erhöhung der Anzahl von immer größeren 
Nuklearwaffen; es wurden auch alle erdenk-
lichen Anstrengungen zur Verstärkung der 
Zerstörungskraft dieser Waffen unternom-
men. Zwar stellten die Bomben vom August 
1945 einen Moment äußerster Grausamkeit 
in der kapitalistischen Barbarei dar, doch 
waren sie weit entfernt vom Zerstörungspo-
tenzial der heute existierenden Waffen.
Die kapitalistische Barbarei kennt keine 
Grenzen. Als wären die mehr als Hundert-
tausend Toten von Hiroshima und Nagasaki 
lediglich ein Vorgeschmack auf das, was der 
dekadente Kapitalismus anzurichten vermag, 
gingen die USA noch einen Schritt weiter, 
als sie 1952 eine Wasserstoffbombe namens 
„Ivy Mike“ mit 10,4 Megatonnen Sprengkraft 
zündeten, eine Bombe mit der sechshundert-
fachen Zerstörungskraft der Atombombe von 
Hiroshima. Russland zündete 1961 in dieser 
fatalen Rüstungsspirale mit der berühmten 
„Tsar-Bomba“ auf der Insel Nowaja Semlija 
die stärkste je getestete Wasserstoffbombe. 
Sie hatte eine Kraft von mehr als 50 Megaton-
nen, verglaste buchstäblich die Erde in einem 
Radius von 25 Kilometern und zerstörte alle 
hölzernen Gebäude im Umkreis von Hun-
derten von Kilometern. Die Armeeführung 
war von der Vorstellung angetan, dass die 
Hitze, die durch die Explosion entstand, noch 
in einem Umkreis von 100 Kilometern Ver-
brennungen dritten Grades verursachte.1968 

unterzeichneten die großen Atommächte 
USA, Russland, Großbritannien und Frank-
reich formell einen Atomwaffensperrvertrag. 
Dieser Vertrag, der das Ziel hatte, die Weiter-
verbreitung von Nuklearwaffen zu bremsen, 
hatte aber kaum Wirkung. Er war genau so 
heuchlerisch wie Jahre später das Kyoto-Pro-
tokoll gegen die Erderwärmung. Seit dem 
Inkrafttreten des Atomwaffensperrvertrages 
1970 erweiterte sich die Liste der Nuklear-
mächte um eine Reihe von Ländern: Indien, 
China, Pakistan, Nordkorea, Israel. Dazu 
kommt eine Reihe von Staaten, bei denen 
der Besitz von Atomwaffen Gegenstand von 
Diskussionen zwischen den verschiedenen 
Fraktionen der herrschenden Klasse ist: der 
Iran natürlich, aber auch Brasilien, das ver-
dächtigt wird, ein Atomwaffenprogramm zu 
entwickeln (4), Saudi-Arabien und Syrien, 
über dessen Kernreaktor in Damaskus schon 
viel gesprochen wurde. Es ist unübersehbar, 
dass dieser Sperrvertrag nichts anderes als 
Augenwischerei ist, der die brutale Realität 
des illegalen Handels mit nuklearem Material 
verheimlichen soll. In einem System, basie-
rend auf der Konkurrenz und dem Kräftemes-
sen, ist die Idee, zur Vernunft zurückzukeh-
ren, reine Mystifikation. Seit dem Ende des 
Kalten Krieges und der Auflösung der Blöcke 
1990 hat die militärische Instabilität in fort-
schreitendem Maße alle Zonen des Planeten 
ergriffen. Die internationale Situation zeigt 
uns dies täglich. Es handelt sich um einen 
wahren Zerfallsprozess, der immer mehr Bar-
barei und Irrationalität erzeugt. In diesem 
Rahmen muss man auch die Ankündigung 
Putins vom 16. Juni verstehen, laut der: „… 
Russland sein nukleares Arsenal mit der Ins-
tallierung von mehr als 40 neuen Interkonti-
nentalraketen bis Ende des Jahres verstärken 
wird (…) Diese Ankündigung wurde vor dem 
Hintergrund zunehmender Spannungen zwi-
schen Russland und den USA gemacht, deren 
Pläne, schwere Waffen in Europa zu statio-
nieren, wie von der New York Times enthüllt 
wurde, Moskau in Rage gebracht hatten“.
(5) Angesichts des 70. Jahrestages des nuk-
learen Holocaust ist eine solche Deklaration 
bezeichnend für die Verwesung, in die die 
kapitalistische Gesellschaft abgleitet.
Die Arbeiterkasse, die als einzige Klasse der 
Menschheit eine Perspektive bieten kann, 
ist auch die einzige Klasse, die der kriegeri-
schen Barbarei der imperialistischen Mächte 
etwas entgegenzusetzen vermag. Das Prole-
tariat darf sich nicht durch den Schrecken 
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